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A. Evangelische Kirche in Deutschland
Nr. 153* Bekanntmachung der Satzung der Evangeli-

schen Partnerhilfe e. V. vom 19. Dezember
2005. 

Vom 4. Mai 2006.

Am 19. Dezember 2005 gründeten Vertreter der Institu-
tionen der Evangelischen Kirche in Deutschland, des Ver-
bandes der Vereine evangelischer Pfarrerinnen und Pfarrer
in Deutschland, der Gewerkschaft Kirche und Diakonie
e. V., des Gustav-Adolf-Werkes e. V. und des Martin-Lu-
ther-Bundes die Evangelische Partnerhilfe e. V. als einen
gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecken die-
nenden Verein im Sinne der Abgabenordnung. Nachstehend
geben wir die Satzung in der Fassung vom 4. Mai 2006 be-
kannt.

H a n n o v e r ,  den 20. September 2006

Kirchenamt der Evangelischen Kirche 
in Deutschland

Dr.  B a r t h

Präsident des Kirchenamtes

Satzung
der

Evangelischen Partnerhilfe e. V.

vom 19. Dezember 2005.

Vom 4. Mai 2006.

Präambel

Der Verein »Evangelische Partnerhilfe e. V.« setzt die
von Pfarrerinnen und Pfarrern, Diakoninnen und Diakonen,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus Kirche und Diakonie
getragene Spendenaktion »Evangelische Partnerhilfe« fort,
die aus der in den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts ins Le-
ben gerufenen Spendenaktion »Kirchlicher Bruderdienst«
hervorgegangen ist. Der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland und die Kirchenkonferenz haben die Aktion
ausdrücklich befürwortet. Der Verein »Evangelische Part-
nerhilfe e. V.« übernimmt die Trägerschaft für die Aktion.

§ 1

Name und Sitz

(1) Der Verein führt den Namen »Evangelische Partner-
hilfe e. V.«. Er ist in das Vereinsregister eingetragen.

(2) Der Sitz des Vereins ist Hannover.

§ 2

Zweck des Vereins

Der Verein unterstützt bedürftige kirchliche und diakoni-
sche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in evangelischen
Partnerkirchen insbesondere in Mittel- und Osteuropa in en-
ger Abstimmung mit den Verteilerausschüssen in den Part-
nerkirchen. Die eingehenden Spendenmittel sollen dazu die-

nen, die kirchlichen und diakonischen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die im aktiven Dienst oder im Ruhestand sind,
mit ihren Familien zu unterstützen und damit den Dienst in
Kirche und Diakonie zu stärken.

§ 3

Gemeinnützigkeit des Vereins

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar
gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne
des Abschnittes »Steuerbegünstigte Zwecke« der Abgaben-
ordnung.

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigen-
wirtschaftlichen Zwecke.

§ 4

Mitgliedschaft

(1) Gründungsmitglieder sind:

1. die Evangelische Kirche in Deutschland,

2. der Verband der Vereine Evangelischer Pfarrerinnen
und Pfarrer in Deutschland e. V.,

3. die GKD – Gewerkschaft Kirche und Diakonie e. V., 

4. die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch-
lands,

5. der Reformierte Bund e. V.,

6. das Gustav-Adolf-Werk e. V. sowie

7. der Martin-Luther-Bund e. V.

(2) Weitere Mitglieder können nach schriftlichem Auf-
nahmeantrag durch Beschluss der Mitgliederversammlung
aufgenommen werden.

(3) Die Mitgliedschaft endet durch den Austritt aus dem
Verein. Der Austritt ist schriftlich zu erklären. Er wird zum
Schluss des Geschäftsjahres wirksam.

§ 5

Mitgliedsbeiträge

Der Verein erhebt keine Mitgliedsbeiträge.

§ 6

Finanzielle Mittel

(1) Zur Erfüllung seiner Zwecke stehen dem Verein per-
sönliche Spenden, Spenden aus Solidaraktionen von Pfarre-
rinnen und Pfarrern, Diakoninnen und Diakonen sowie wei-
terer Mitarbeitergruppen aus Kirche und Diakonie, Zu-
schüsse, letztwillige Verfügungen und sonstige Zuwen-
dungen zur Verfügung.

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige
Zwecke verwendet werden.

(3) Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mit-
teln des Vereins.
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(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe
Vergütungen begünstigt werden.

§ 7

Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind

– die Mitgliederversammlung und

– der Vorstand.

§ 8

Mitgliederversammlung

(1) Ordentliche Mitgliederversammlungen finden in der
Regel zweimal im Jahr statt. Sie werden von dem oder der
Vorsitzenden im Zusammenwirken mit einem weiteren
Vorstandsmitglied mindestens vier Wochen vor dem Sit-
zungstermin unter Angabe der Tagesordnung schriftlich
einberufen. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung
werden in einer Niederschrift festgehalten, die von dem
oder der Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist
einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder dies schrift-
lich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beim Vor-
stand beantragt.

(3) Die Mitgliederversammlung beschließt den Haushalt
und legt die Grundsätze der Tätigkeiten nach § 2 fest. Sie
beschließt ausgehend von der Höhe des Spendenaufkom-
mens über

1. die Aufteilung der Auszahlungssumme an die Empfänger,

2. den Modus der Auszahlung und Abrechnung,

3. die jährlich an die Empfänger auszuzahlende Summe.

(4) Die Mitgliederversammlung ist weiter zuständig für die

1. Wahl der Mitglieder des Vorstandes, soweit keine Beru-
fung durch den Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland erfolgt (§ 9 Abs. 2 Satz 1),

2. Bestellung eines Mitglieds des Vorstandes zum oder zur
Vorsitzenden des Vorstandes, zum oder zur stellvertreten-
den Vorsitzenden des Vorstandes, zum Schatzmeister oder
zur Schatzmeisterin und – soweit der Vorstand aus mehr
als drei Personen besteht – zum beisitzenden Mitglied,

3. Verabschiedung einer Ordnung für die Tätigkeit des
Vorstandes,

4. Entgegennahme des Tätigkeitsberichts des Vorstandes,
des Kassenberichts des Schatzmeisters oder der Schatz-
meisterin und des Berichts des Rechnungsprüfers bzw.
der Rechnungsprüferin,

5. Entlastung des Vorstandes,

6. Wahl des Geschäftsführers oder der Geschäftsführerin
auf Vorschlag des Vorstandes,

7. Beauftragung eines unabhängigen Wirtschaftsprüfers
oder einer Wirtschaftsprüferin als Rechnungsprüfer oder
Rechnungsprüferin,

8. Beschlussfassung über Anträge,

9. Änderung der Satzung sowie

10. Auflösung des Vereins.

(5) Jedes Mitglied hat mit Ausnahme des Verbandes der
Vereine Evangelischer Pfarrerinnen und Pfarrer in Deutsch-
land eine Stimme; der Verband der Vereine Evangelischer
Pfarrerinnen und Pfarrer in Deutschland hat zwei Stimmen,
die nur einheitlich abgegeben werden können. Das Stimm-
recht kann auf ein anderes Mitglied übertragen werden, aller-

dings nur mit der Maßgabe, dass sich ein Mitglied nur das
Stimmrecht eines anderen Mitglieds übertragen lassen kann.
Jede Stimmrechtsübertragung eines weiteren Mitglieds auf
dasselbe Mitglied ist unwirksam. Die Stimmrechtsübertra-
gung hat schriftlich zu erfolgen. Fehlt es an dem Formerfor-
dernis, ist die Stimmrechtsübertragung unwirksam.

(6) Die Mitgliederversammlung wird von dem oder der
Vorsitzenden des Vorstandes oder im Verhinderungsfall
durch den stellvertretenden Vorsitzenden oder die stellver-
tretende Vorsitzende des Vorstandes geleitet. Über den Sit-
zungsverlauf ist ein Protokoll zu führen, das den Mitglie-
dern zu übersenden ist.

(7) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn
mindestens die Hälfte der Stimmen anwesend ist.

(8) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden beziehungsweise der Vorsitzenden
oder im Verhinderungsfall die Stimme des Stellvertreters be-
ziehungsweise der Stellvertreterin. Satzungsänderungen be-
dürfen der Zustimmung von zwei Dritteln aller Mitglieder.

(9) Zu Beginn der Mitgliederversammlung wird die Ta-
gesordnung festgelegt. Über Anträge auf Ergänzung der Ta-
gesordnung, die in den Mitgliederversammlungen gestellt
werden, beschließt die Mitgliederversammlung.

(10) Die Rechnungs- und Kassenprüfer beziehungsweise
Rechnungs- und Kassenprüferinnen erstatten der Mitglie-
derversammlung Bericht und stellen gegebenenfalls den
Antrag auf Entlastung des Vorstandes.

(11) Die Auflösung des Vereins bedarf der Zustimmung
von drei Vierteln aller Mitglieder.

§ 9

Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem oder der Vorsitzenden
und mindestens zwei weiteren Mitgliedern.

(2) Ein Mitglied des Vorstandes wird vom Rat der Evange-
lischen Kirche in Deutschland für die Dauer von sechs Jahren
berufen mit der Möglichkeit jederzeitiger Abberufung.

(3) Die zu wählenden Mitglieder werden von der Mitglie-
derversammlung für sechs Jahre gewählt. Sie bleiben bis zur
Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist zulässig. Scheidet ein ge-
wähltes Mitglied im Verlaufe der Amtszeit aus, hat unver-
züglich eine Nachwahl zu erfolgen.

(4) Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder ge-
meinsam vertreten (§ 26 BGB).

(5) Alle Mitglieder des Vorstandes üben ihre Tätigkeit
unentgeltlich aus. Nachgewiesene bare Auslagen für die
Wahrnehmung der Tätigkeit im Vorstand werden erstattet.
Die Mitgliederversammlung kann stattdessen auch eine in
ihrer Höhe angemessene Pauschale beschließen.

(6) Der Vorstand führt die Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlung aus. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. die Vorbereitung der Sitzungen der Mitgliederversamm-
lung,

2. die Vorbereitung der gemeinsamen Sitzungen mit Ver-
tretern und Vertreterinnen der Partnerkirchen,

3. die Entscheidungen in dringenden Angelegenheiten, die
in die Zuständigkeit der Mitgliederversammlung fallen
und die keinen Aufschub dulden. Die Entscheidungen
sind der Mitgliederversammlung zur Bestätigung in ih-
rer nächsten Sitzung vorzulegen,

4. die Erfüllung der dem Vorstand durch die Mitglieder-
versammlung übertragenen Aufgaben,
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5. die Einstellung des von der Mitgliederversammlung ge-
wählten Geschäftsführers oder der Geschäftsführerin so-
wie weiterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

(7) Der Vorstand beschließt über die Angelegenheiten,
die nicht der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Vor-
standsbeschlüsse können per Umlaufverfahren herbeige-
führt werden, sofern kein Vorstandmitglied dem Umlauf-
verfahren widerspricht. Der Vorstand ist beschlussfähig,
wenn zwei Mitglieder, unter ihnen der oder die Vorsitzende
oder bei seiner oder ihrer Verhinderung der oder die stell-
vertretende Vorsitzende, anwesend sind.

(8) Der oder die Vorsitzende ruft den Vorstand nach Be-
darf zusammen, in der Regel zwischen den ordentlichen Sit-
zungen der Mitgliederversammlung. Er oder sie leitet die
Sitzungen des Vorstandes.

(9) Der Schatzmeister oder die Schatzmeisterin verwaltet
das Vermögen des Vereins im kassentechnischen Sinn und
legt der Mitgliederversammlung den Kassenbericht vor.

§ 10
Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der
Verwaltungsgeschäftsstelle des Vereins führt die laufenden

Geschäfte des Vereins nach den allgemeinen Richtlinien der
vom Vorstand erlassenen Geschäftsordnung sowie nach des-
sen Weisungen. Die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht
übt der oder die Vorsitzende des Vorstandes aus.

(2) Der Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin nimmt
mit beratender Stimme an den Vorstandssitzungen teil.

§ 11

Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 12

Auflösung des Vereins

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke fällt das Vermögen an die Evangelische
Kirche in Deutschland, die es ausschließlich und unmittel-
bar für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke
zu verwenden hat.

H a n n o v e r ,  den 19. Dezember 2005,

geändert am 9. Februar 2006,

wiederum geändert am 4. Mai 2006.

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen
der Evangelischen Kirche in Deutschland

Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Nr. 154* Beschluss zur Aufhebung der Ordnung des

Dietrich-Bonhoeffer-Hauses.

Vom 1. Februar 2006.

Die Ordnung für das Dietrich-Bonhoeffer-Haus in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Februar 2001 (Abl.
EKD S. 152) wird mit Wirkung vom 1. Juli 2006 aufgeho-
ben.

B e r l i n ,  den 1. Februar 2006

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr.  F i s c h e r

Nr. 155* Beschluss gemäß § 19 PfBesO betr. Vikarsbe-
soldung.

Vom 30. August 2006.

Das Präsidium beschließt gemäß § 19 PfBesO:

Abweichend von § 18 PfBesO kann die Ev. Kirche der
Kirchenprovinz Sachsen für die Dauer von fünf Jahren für
die Vikarsbesoldung die entsprechenden Regelungen der
Ev.-luth. Kirche in Thüringen anwenden.

B e r l i n ,  den 30. August 2006

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr.  F i s c h e r

Nr. 156* Beschluss zur Anhebung der Bemessungssätze.

Vom 30. August 2006.

1. Der Bemessungssatz nach § 6 Abs. 1 Satz 2 PfBesO und
§ 6 Abs. 3 Satz 4 KBBesO wird mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2007 auf 86 Prozent festgesetzt.

2. Die Kirchenkanzlei wird beauftragt, die sich aus der Er-
höhung des Bemessungssatzes ergebenden Fassungen
der Anlagen zu den Besoldungsordnungen im Amtsblatt
der EKD bekannt zu machen.

B e r l i n ,  den 30. August 2006

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr.  F i s c h e r

Nr. 157* Beschluss zur Aussetzung der Besoldungsan-
hebung in der Pommerschen Evangelischen
Kirche.

Vom 30. August 2006.

Das Wirksamwerden des Beschlusses des Präsidiums
vom 8. September 2004 zur Anhebung des Bemessungssat-
zes auf 85 v. H. mit Wirkung zum 1. Januar 2006 wird für
die Pommersche Ev. Kirche auf deren Antrag um ein weite-
res Jahr bis zum 1. Januar 2008 hinausgeschoben.

B e r l i n ,  den 30. August 2006

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr.  F i s c h e r
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Nr. 158* Verordnung zur Aufhebung der Verordnung
zur Regelung der kirchlichen Stiftungsauf-
sicht über das Kloster Stift zum Heiligengra-
be.

Vom 30. August 2006.

Einziger Paragraph

Die Verordnung zur Regelung der kirchlichen Stiftungs-
aufsicht über das Kloster Stift zum Heiligengrabe vom 27.
November 1996 (ABl. EKD 1997 S. 170) wird mit Wirkung
zum 1. Dezember 2006 aufgehoben.

B e r l i n ,  den 30. August 2006

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr.  F i s c h e r

Nr. 159* Verordnung zur Änderung der Arbeits-
rechtsregelungsordnung.

Vom 30. August 2006.

Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland hat gemäß Artikel 9

Abs. 3 der Grundordnung der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland folgende Ver-
ordnung beschlossen:

§ 1

Änderung der Arbeitsrechtsregelungsordnung

Die Ordnung über das Verfahren zur Regelung der Ar-
beitsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter (Arbeitsrechts-
regelungsordnung – ARRO) vom 3. Dezember 1991 (ABl.
EKD 1992 S. 20), zuletzt geändert durch Verordnung vom
27. August 2003 (ABl. EKD S. 377), wird wie folgt geän-
dert:

In § 9 Abs. 12 werden die Worte »von der Kirchenkanz-
lei« durch die Worte »vom Kirchenamt der Evangelischen
Kirche in Deutschland« ersetzt.

§ 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt zum 1. Juli 2006 in Kraft.

B e r l i n ,  den 30. August 2006

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr.  F i s c h e r

C. Aus den Gliedkirchen
Evangelische Landeskirche in Baden

Nr. 160 Richtlinien zu Maßnahmen der beruflichen
Fort- und Weiterbildung für Pfarrerinnen
und Pfarrer sowie Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte (FWB-Richtlinien).

Vom 11. Juli 2006. (GVBl. S. 191)

Der Evangelische Oberkirchenrat erlässt gemäß § 127
Abs. 2 Nr. 10 Grundordnung folgende Richtlinien:

I.

1. Geltungsbereich

1.1 Diese Richtlinien finden Anwendung auf die Pfarre-
rinnen und Pfarrer, Pfarrdiakoninnen und Pfarrdiako-
ne, Pfarrvikarinnen und Pfarrvikare, die in einem akti-
ven öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zur Evan-
gelischen Landeskirche in Baden stehen, sowie die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Evange-
lischen Landeskirche in Baden (im Folgenden Mitar-
beitende genannt).

1.2 Für die Religionslehrerinnen und Religionslehrer i. S. d.
§ 12 Abs. 2 Nr. 1 kirchliches Gesetz über den evangeli-
schen Religionsunterricht in der Evangelischen Landes-
kirche in Baden (Religionsunterrichtsgesetz) gelten die-
se Richtlinien, sofern im Religionsunterrichtsgesetz kei-
ne speziellen Regelungen getroffen sind.

2. Ziel- und Begriffsbestimmungen

2.1 Berufliche Fort- und Weiterbildung trägt dazu bei,
dass die Kirche ihren Auftrag in ihren Arbeitsfeldern
sachkundig und glaubwürdig wahrnehmen kann.

2.2 Fortbildung dient der Erhaltung, Vertiefung und Er-
gänzung der tätigkeitsbezogenen Kenntnisse und Fä-

higkeiten. Sie ist auf die im jeweiligen Arbeitsfeld
auftretenden Aufgaben und Erfordernisse bezogen.

2.3 Weiterbildung dient der Vermittlung von grundle-
genden Kenntnissen und Fähigkeiten, auch mit dem Ziel
der Veränderung des ausgeübten Berufsfelds. Sie ist ge-
kennzeichnet durch einen zertifizierten Abschluss.

3. Kategorien von Fortbildungsmaßnahmen

3.1 Fortbildungsmaßnahmen sind nach folgenden Kateg-
orien zu unterscheiden:

1. Kategorie I: für das Aufgabengebiet der Mitar-
beitenden generell vorgesehen oder
dienstlich angeordnet,

2. Kategorie II: überwiegend im dienstlichen Inter-
esse begründet,

3. Kategorie III: bei dienstlichem Bezug der Maßnah-
me überwiegend im Eigeninteresse
der Mitarbeitenden begründet.

3.2 Konferenzen, Symposien, Jahrestagungen, Kongresse,
Gremiensitzungen und die Teilnahme am Deutschen
Evangelischen Kirchentag und an anderen Großveran-
staltungen sind Maßnahmen der Kategorie III.

3.3 Maßnahmen der Kategorie II und III setzen einen An-
trag der Mitarbeitenden voraus.

3.4 Die Zuordnung einer Maßnahme zu den in Nr. 3.1 ge-
nannten Kategorien erfolgt durch den Dienstherrn.

4. Pflicht zur Fortbildung

Die Mitarbeitenden übernehmen mit der Verantwor-
tung für das ihnen übertragene Amt die Verpflichtung,
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sich beruflich fortzubilden. Der Dienstherr hat sie
hierbei im Rahmen des von der Evangelischen Lan-
deskirche in Baden herausgegebenen Gesamtpro-
gramms für die Fort- und Weiterbildung (FWB-Pro-
gramm) zu fördern und zu unterstützen. Maßnahmen
außerhalb des FWB-Programms werden entsprechend
berücksichtigt. Die Beratung hierüber erfolgt durch
die bzw. den Vorgesetzten.

5. Anordnung einer Fortbildungsmaßnahme

Die Anordnung einer Fortbildungsmaßnahme nach
Kategorie I hat rechtzeitig unter Berücksichtigung der
persönlichen Belange der bzw. des Mitarbeitenden in
der Regel mindestens zwei Monate vor Beginn der
Maßnahme in schriftlicher Form zu erfolgen. Dies gilt
nicht für Veranstaltungen nach § 23 Pfarrdienstgesetz.

6. Recht auf Fortbildung

6.1 Mitarbeitende haben Anspruch auf Teilnahme an
Maßnahmen der Kategorie I und II, sofern die bzw.
der Dienstvorgesetzte nicht aus dringenden dienst-
lichen Gründen widerspricht. Mitarbeitende haben
Anspruch auf Teilnahme an Maßnahmen der Katego-
rie III, sofern die bzw. der Dienstvorgesetzte nicht aus
dienstlichen Gründen widerspricht.

6.2 Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte stehen jähr-
lich zwei Wochen für Fortbildung zur Verfügung.
Darüber hinaus können ihnen in besonders begründe-
ten Einzelfällen Maßnahmen der Kategorie II geneh-
migt werden. Insbesondere können, wenn es dienst-
lichen Erfordernissen entspricht, im Einzelfall unter
Einbeziehung des vorangegangenen Jahres bzw. bei
Anrechnung auf das folgende Jahr, mehr als zwei Wo-
chen genehmigt werden.

6.3 Pfarrerinnen und Pfarrern, Pfarrdiakoninnen und
Pfarrdiakonen sowie Pfarrvikarinnen und Pfarrvika-
ren stehen jährlich zwei Wochen für Fortbildung zur
Verfügung. Darüber hinaus können ihnen in be-
sonders begründeten Einzelfällen Maßnahmen der
Kategorie II genehmigt werden. Insbesondere kön-
nen, wenn es dienstlichen Erfordernissen entspricht,
im Einzelfall unter Einbeziehung des vorangegange-
nen Jahres bzw. bei Anrechnung auf das folgende
Jahr, mehr als zwei Wochen genehmigt werden.

6.4 Religionslehrerinnen und Religionslehrern stehen
fünf Unterrichtstage im Jahr zur Teilnahme an Veran-
staltungen der amtlichen Religionslehrerfortbildung
zur Verfügung.

6.5 Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen be-
gründet keinen Rechtsanspruch auf die Übertragung
einer anderen Tätigkeit oder eine Beförderung.

7. Kontaktstudium

7.1 Für die Teilnahme von Pfarrerinnen und Pfarrern und
Pfarrdiakoninnen und Pfarrdiakonen am Kontaktstu-
dium wird eine Dienstzeit von sieben Jahren im Be-
reich des Dienstherrn und ein Höchstalter von 59 Jah-
ren vorausgesetzt. Nach Ablauf von weiteren sieben
Dienstjahren ist eine erneute Teilnahme möglich. Auf
das Kontaktstudium werden zwei Wochen Erholungs-
urlaub angerechnet.

7.2 Bei der Berechnung der Fahrtkosten werden im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel neben der An-
und Abreise auch die Koten für zwei Heimfahrten
während der Dauer des Kontaktstudiums berücksich-
tigt. Alle weiteren aus der Trennung von der Familie

entstehenden Kosten sind von den Mitarbeitenden
selbst zu tragen.

7.3 Nach dem Abschluss des Kontaktstudiums ist dem
Evangelischen Oberkirchenrat ein Bericht darüber
vorzulegen.

7.4 Beim Kontaktstudium findet eine Anrechnung nach
Nr. 6.3 nicht statt.

7.5 Für Religionslehrerinnen und Religionslehrer besteht
die Möglichkeit zum Kontaktstudium nicht.

8. Weiterbildung

8.1 Eine Weiterbildungsmaßnahme bedarf der Vereinba-
rung zwischen der bzw. dem Mitarbeitenden und dem
Dienstherrn.

8.2 Zur Wahrnehmung einer Weiterbildungsmaßnahme
soll die bzw. der Mitarbeitende mindestens drei Jahre
im Dienst der Evangelischen Landeskirche in Baden
gestanden haben. Es wird erwartet, dass die bzw. der
Mitarbeitende nach Abschluss der Maßnahme min-
destens drei Jahre im Dienst der Landeskirche ver-
bleibt; Einzelheiten werden in der Vereinbarung nach
Nr. 8.1 geregelt.

8.3 Während der Zeit der Pflichtfortbildungen (Fortbil-
dung in den ersten Amtsjahren – FEA) ist keine Teil-
nahme an Weiterbildungsmaßnahmen möglich; für
diese Zeit gelten eigene verpflichtende Maßnahmen.

8.4 Der Abrechnung ist für den Evangelischen Oberkir-
chenrat ein kurzer Bericht über den Verlauf der Maß-
nahme beizufügen.

9. Antragsverfahren

9.1 Maßnahmen nach den Kategorien II und III sind auf
den Dienstweg mit einem Votum der oder des un-
mittelbaren Vorgesetzten sowie gegebenenfalls der
oder des Fachvorgesetzten schriftlich mit dem FWB-
Formular zur beantragen. Dem Antrag sind das Pro-
gramm und der Zeit- und Kostenplan beizufügen. Die
Antragstellung ist rechtzeitig, in der Regel drei Mona-
te vor Beginn der Veranstaltung vorzunehmen, sofern
nicht besondere Anmeldetermine gegeben sind. Bei
Fristversäumung entscheidet der Evangelische Ober-
kirchenrat über die Kostenübernahme.

9.2 Für Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrdiakoninnen und
Pfarrdiakone sowie Pfarrvikarinnen und Pfarrvikare
im Gemeindepfarrdienst ist bei Maßnahmen mit einer
Dauer von mehr als zwei Wochen das Benehmen mit
dem Ältestenkreis bzw. dem Bezirkskirchenrat herzu-
stellen und im Antrag nachzuweisen.

9.3 Dem Antrag ist eine Mitteilung beizufügen, dass die
Vertretung, insbesondere auch für den Religions-
unterricht in Absprache mit der Schuldekanin bzw.
dem Schuldekan, geregelt ist bzw. wird. Für Reli-
gionslehrerinnen und Religionslehrer gelten außer-
dem die entsprechenden staatlichen Richtlinien.

10. Bewilligung der Teilnahme

10.1 Die Teilnahme an den Maßnahmen bedarf der schrift-
lichen Bewilligung durch den Evangelischen Oberkir-
chenrat bzw. durch den jeweiligen Dienstherrn oder
durch von ihm Beauftragte. Die Entscheidung über
die Bewilligung soll innerhalb von vier Wochen nach
Antragseingang erfolgen.

10.2 Bei der Auswahl der Teilnehmenden werden die ver-
schiedenen Lebenssituationen und Interessen von
Frauen und Männern berücksichtigt.
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10.3 Während der Elternzeit ohne Dienstversehung kann
im Einzelfall die Teilnahme an einer Veranstaltung
bewilligt werden, sofern die Anzahl der Teilnehmen-
den das zulässt (Vorrang der Mitarbeitenden im akti-
ven Dienst). Über eine Kostenbeteiligung ist im Rah-
men der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel im
Einzelfall zu entscheiden.

11. Dienstbefreiung

11.1 Fortbildungsmaßnahmen der Kategorie I sind Teil der
Dienstzeit. Für Fortbildungsmaßnahmen der Katego-
rie II und III und Weiterbildungsmaßnahmen wird
Dienstbefreiung gewährt. Ein Anspruch auf Freizeit-
ausgleich besteht nicht. Im Falle einer Fortbildungs-
maßnahme, die den in Nrn. 6.2 und 6.3 geregelten
Zeitraum übersteigt, und im Falle einer Weiterbil-
dungsmaßnahme, wird im Einzelfall Erholungsurlaub
angerechnet. Die Entscheidung hierüber trifft der
Dienstherr.

11.2 Erkranken Mitarbeitende unmittelbar vor oder wäh-
rend einer Fort- oder Weiterbildungsmaßnahme, ist
die durch eine ärztliche Bescheinigung nachgewiese-
ne Zeit der Erkrankung nicht auf die Zeit der Dienst-
befreiung anzurechnen.

12. Kostenregelung

12.1 Für die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen der
Kategorie I trägt die bzw. der Mitarbeitende keine Ko-
sten. Für die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen
der Kategorie II wird von der bzw. dem Mitarbeiten-
den eine Kostenbeteiligung in Höhe von 15,–
EUR/Tag erhoben. Bei Fortbildungsmaßnahmen der
Kategorie III trägt die bzw. der Mitarbeitende alle an-
fallenden Kosten. Bei Weiterbildungsmaßnahmen
wird die Kostentragung in der Vereinbarung nach Nr.
8.1 geregelt. Für Religionslehrerinnen und Religions-
lehrer werden keine Kosten für solche Maßnahmen
des landeskirchlichen FWB-Programms erhoben, die
als staatlich anerkannt gekennzeichnet sind.

12.2 Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel wird ein Zuschuss zu den Fahrtkosten in Höhe
des Bahntarifs für die 2. Klasse gewährt. Die Höhe
des Zuschusses wird für jeweils einen Haushaltszei-
traum vom Evangelischen Oberkirchenrat festgesetzt.
Für Fahrten zu Veranstaltungen außerhalb des FWB-
Programms können Bahnfahrkarten im Rahmen des
Großkundenabonnements angefordert werden.

12.3 Die Kosten für Mitarbeitende der Kirchengemeinden
und Kirchenbezirke werden vom jeweiligen Dienst-
herrn übernommen.

12.4 Ehegatten von Pfarrerinnen und Pfarrern sowie Pfarr-
diakoninnen und Pfarrdiakonen, die nicht der mit der

Maßnahme angesprochenen Zielgruppe angehören,
können an einzelnen Fortbildungsmaßnahmen der
Kategorie II (Pfarrkolleg) teilnehmen, soweit nicht
durch Beschränkung der Teilnehmendenzahl die zur
Verfügung stehenden Plätze den Mitarbeitenden re-
serviert bleiben müssen. Die Kosten hierfür tragen sie
selbst.

12.5 Bei Veranstaltungen der Fort- und Weiterbildung an-
derer Träger als dem Evangelischen Oberkirchenrat
(= Einzelmaßnahmen) übernimmt der Dienstherr für
Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrdiakoninnen und Pfarr-
diakone sowie Pfarrvikarinnen und Pfarrvikare mit
der Genehmigung der Teilnahme im Rahmen der zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel höchstens 50
Prozent der Kosten für Unterkunft, Verpflegung und
den Kurs, höchstens jedoch 500,– €/Maßnahme. Die
Fahrtkosten sind darin enthalten.

12.6 Kosten, die den Mitarbeitenden im Zusammenhang
mit Fort- oder Weiterbildungsmaßnahmen entstehen
und die über die in diesen Richtlinien erstatteten Ko-
sten hinausgehen, haben die Mitarbeitenden selbst zu
tragen.

13. Zusätzliche Regelungen

Für die Pastoralpsychologische Fortbildung (PPF),
Supervision und Balintgruppenarbeit finden die hier-
für bestehenden Ordnungen und Richtlinien ergän-
zende Anwendung.

14. Übernahme von Beiträgen und Kosten 
sowie Schadensersatz

14.1 Die Verpflichtung zur Übernahme von Beiträgen und
angefallenen Kosten durch die bzw. den Teilnehmen-
den richtet sich nach dem Anteil, den sie bzw. er an
der Nichtteilnahme, am Abbruch oder am Misslingen
der Maßnahme hat.

14.2 Für unentschuldigtes Fehlen bei einer bewilligten
Maßnahme gelten die allgemeinen Regeln über die
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen.

II.

Diese Richtlinien treten hinsichtlich der Nummer 12 am
1. Januar 2007, im Übrigen am 1. September 2006 in Kraft.
Gleichzeitig treten die vorläufigen Richtlinien vom 3. März
1976 (GVBl. S. 48), zuletzt geändert am 11. September
2001 (GVBl. S. 238), außer Kraft.

K a r l s r u h e ,  den 11. Juli 2006

Evangelischer Oberkirchenrat

Dr. Jörg  W i n t e r

(Oberkirchenrat)

Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

Nr. 161 Regelung zur Einbindung der Pfarrer und
Pfarrerinnen der Evangelischen Seelsorge in
der Bundeswehr und der Evangelischen Seel-
sorge in der Bundespolizei in das Leben der
Landeskirche.

Vom 9. Juni 2006. (KABl. S. 88)

Unbeschadet der Priorität der Dienstverpflichtung in der
Evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr und in der
Evangelischen Seelsorge in der Bundespolizei wird mit den

für diese Dienste freigestellten Pfarrern und Pfarrerinnen
folgende Vereinbarung für die Einbindung in das Leben der
Landeskirche getroffen:

1. Nachdem das Konsistorium den Superintendenten oder
die Superintendentin, in dessen oder deren Kirchenkreis
sich der Dienstsitz des Pfarrers oder der Pfarrerin befin-
det, in Kenntnis gesetzt hat, stellt sich der Pfarrer oder
die Pfarrerin dem Superintendenten oder der Superin-
tendentin vor. Befindet sich der Dienstsitz außerhalb der
Landeskirche, soll entsprechend verfahren werden.
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2. Der Pfarrer oder die Pfarrerin soll als Gast an den Pfarr-
konventen des in Punkt 1 genannten Kirchenkreises
oder nach Absprache auch in einem anderen Kirchen-
kreis teilnehmen.

3. Der Pfarrer oder die Pfarrerin soll, sofern im eigenen Ar-
beitsbereich keine regelmäßigen Gottesdienste angebo-
ten werden, einen Predigtauftrag in dem in Punkt 1 ge-
nannten Kirchenkreis oder nach Absprache auch in ei-
nem anderen Kirchenkreis wahrnehmen.

4. Das Konsistorium empfiehlt den Kirchenkreisen, in de-
nen sich der Standort oder Dienstsitz eines freigestellten
Pfarrers oder einer freigestellten Pfarrerin befindet, den
Pfarrer oder die Pfarrerin als Gast zu den Tagungen der
Kreissynode einzuladen.

5. Das Konsistorium empfiehlt den Pfarrern und Pfarrerin-
nen, insbesondere den Pfarrern und Pfarrerinnen in der
Evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr, gelegent-
lich Pfarrkonvente, Kreiskirchenräte, Gemeindekirchen-
räte u. a. in die Standorte einzuladen.

6. Das Konsistorium lädt die Pfarrer und Pfarrerinnen ein-
mal jährlich zu einem Treffen ein. Die Pfarrer und Pfar-

rerinnen sollen vor dem jährlichen Treffen dem Konsis-
torium einen kurzen Bericht über ihre Arbeit herreichen.

7. Ein Pfarrer oder eine Pfarrerin des jeweiligen Arbeitsbe-
reichs wird nach Absprache mit dem Leitenden Militär-
dekan bzw. dem Dekan der Bundespolizei zum Beauf-
tragten der Landeskirche für die Dauer von sechs Jahren
benannt. Der oder die Beauftragte für die Seelsorge in
der Bundeswehr soll nach Absprache mit dem oder der
Vorsitzenden als Gast an dem Ständigen Ausschuss Ge-
rechtigkeit, Frieden, Bewahrung der Schöpfung der
Landessynode teilnehmen.

8. Die Pfarrer und die Pfarrerinnen erhalten das Amtsblatt
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
sche Oberlausitz.

Die Regelung tritt am 9. Juni 2006 in Kraft.

B e r l i n ,  den 9. Juni 2006

Kirchenleitung

Dr. Wolfgang  H u b e r

Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche)

Nr. 162 Musterverbandsordnung für Verwaltungs-
zweckverbände in der Evangelischen Kirche
der Pfalz (Protestantische Landeskirche).

Vom 27. Juni 2006. (ABl. S. 157)

Aufgrund § 11 Abs. 1 Satz 2 des Verwaltungsamtsgeset-
zes vom 9. Juni 2006 erlässt der Landeskirchenrat folgende
Musterverbandsordnung:

§ 1

Zusammensetzung, Name und Sitz

(1) Die Kirchenbezirke ................... und ................... bil-
den einen Verwaltungszweckverband.

(2) Der kirchliche Verband führt den Namen »Protestan-
tischer Verwaltungszweckverband ........................ «.

(3) Der Verwaltungszweckverband hat seinen Sitz
in ..........................

§ 2

Körperschaft des öffentlichen Rechts

(1) Der Verwaltungszweckverband ist eine Körperschaft
des öffentlichen Rechts. Er hat im Rahmen der geltenden
Gesetze das Recht zur Selbstverwaltung.

(2) Der Verwaltungszweckverband führt ein Dienstsiegel
mit der Bezeichnung: »Protestantischer Verwaltungszweck-
verband ........................ «.

§ 3

Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für die Verbandsordnung ist das Ver-
waltungsamtsgesetz (VwAG) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

§ 4

Gemeinnützigkeit

(1) Der Verwaltungszweckverband verfolgt ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützige und kirchliche Zwecke

im Sinne des Abschnitts »Steuerbegünstigte Zwecke« der
Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Ver-
waltungszweckverbands dürfen nur für satzungsgemäße
Zwecke verwendet werden.

(2) Der Verwaltungszweckverband darf keine Person
durch Ausgaben, die seinem Zweck fremd sind, oder durch
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.

§ 5

Aufgaben

(1) Der Verwaltungszweckverband nimmt Verwaltungs-
aufgaben für die Kirchengemeinden, Gesamtkirchenge-
meinden und Kirchenbezirke wahr. Er errichtet hierzu ein
Verwaltungsamt.

(2) Die Pflichtaufgaben des Verwaltungsamts ergeben
sich aus der Verwaltungsamtsverordnung (VwAVO)
vom ............................. .

(3) Die Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden
und Kirchenbezirke können über die Pflichtaufgaben hinaus
weitere Verwaltungsaufgaben durch Vereinbarung auf das
Verwaltungsamt übertragen. Mit der Übertragung ist die Fi-
nanzierung der Wahrnehmung dieser Aufgaben zu regeln.
Gegen die entsprechende Finanzierung sind die Verwal-
tungsämter zur Übernahme dieser weiteren Verwaltungs-
aufgaben verpflichtet. Abschluss, Änderung und Aufhe-
bung solcher Vereinbarungen bedürfen der Genehmigung
des Landeskirchenrats. Die Aufhebung kann nur zum Jahres-
ende unter Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten erfol-
gen.

(4) Verwaltungsaufgaben sonstiger kirchlicher Körper-
schaften und Einrichtungen aus dem Gebiet, für welches das
Verwaltungsamt zuständig ist, können durch Vereinbarung
und gegen entsprechende Finanzierung von diesem über-
nommen werden. Abschluss, Änderung und Aufhebung sol-
cher Vereinbarungen bedürfen der Genehmigung des Lan-
deskirchenrats. Die Aufhebung kann nur zum Jahresende
unter Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten erfolgen.
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(5) Die von dem Verwaltungsamt betreuten Kirchenge-
meinden, Gesamtkirchengemeinden, Kirchenbezirke und
sonstigen kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen
sind verpflichtet, dem Verwaltungsamt die für dessen Auf-
gabenerfüllung erforderlichen Informationen, Auskünfte
und Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu stellen.

§ 6

Zuständigkeit

Der Verwaltungszweckverband ist zuständig für die Kir-
chenbezirke ................... und ................... (Verbandsmit-
glieder) sowie für alle auf den Gebieten dieser Kirchenbe-
zirke bestehenden Kirchengemeinden und Gesamtkirchen-
gemeinden.

Soweit im Zuständigkeitsbereich des Verwaltungszweck-
verbands Kirchengemeinden noch von einer Rechnerin/ei-
nem Rechner betreut werden, können diese noch bis zum
30. Juni 2011 weiter betreut werden. Danach erfolgt die Be-
treuung durch das Verwaltungsamt.

§ 7

Organe, Ehrenamtlichkeit

(1) Die Organe des Verwaltungszweckverbands sind die
Verbandsvertretung und der Verbandsvorstand.

(2) Die Mitglieder der Organe des Verwaltungszweck-
verbands sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf
Ersatz ihrer notwendigen Auslagen.

§ 8

Verbandsvertretung

(1) Die Verbandsvertretung besteht aus den Mitgliedern
der Bezirkskirchenräte der Kirchenbezirke, die dem Ver-
waltungszweckverband angeschlossen sind.

(2) Die Amtszeit der Verbandsvertretung entspricht der
Amtszeit der Bezirkskirchenräte der Kirchenbezirke, die
dem Verwaltungszweckverband angeschlossen sind.

(3) Die Ersatzleute der Mitglieder der Bezirkskirchenräte
sind entsprechend der Regelungen für Ersatzleute im Be-
zirkskirchenrat auch bei vorübergehender Verhinderung der
Mitglieder zu den Sitzungen der Verbandsvertretung einzu-
berufen.

§ 9

Sitzungen der Verbandsvertretung

(1) Die Verbandsvertretung tritt jährlich mindestens ein-
mal zu einer ordentlichen Sitzung zusammen.

(2) Zur ersten Sitzung nach Errichtung des Verwaltungs-
zweckverbands wird von der dienstältesten Dekanin/dem
dienstältesten Dekan der dem Verwaltungszweckverband
angeschlossenen Kirchenbezirke eingeladen. Sie/Er leitet
die Sitzung bis zur Wahl des vorsitzenden Mitglieds des
Verbandsvorstands.

(3) Die Verbandsvertretung tritt im Übrigen erstmals
innerhalb von drei Monaten nach der Wahl der Bezirkskir-
chenräte der Kirchenbezirke, die dem Verwaltungszweck-
verband angeschlossen sind, zusammen.

(4) Der Verbandsvorstand lädt die Mitglieder unter An-
gabe der Tagesordnung mindestens 14 Tage vor dem Sit-
zungstermin schriftlich ein.

(5) Außerordentliche Sitzungen beruft der Verbandsvor-
stand erforderlichenfalls unter Verkürzung der Einladungs-
frist ein.

(6) Die Verbandsvertretung ist beschlussfähig, wenn ord-
nungsgemäß eingeladen und mehr als die Hälfte der sat-
zungsmäßigen Mitglieder anwesend ist.

(7) Die Verbandsvertretung fasst ihre Beschlüsse mit der
Mehrheit der Stimmen der Anwesenden, soweit nichts an-
deres vorgeschrieben ist. Stimmenthaltungen gelten als Ab-
lehnung. Bei Stimmengleichheit gibt das vorsitzende Mit-
glied des Verbandsvorstands den Stichentscheid, ausge-
nommen bei Wahlen; bei diesen entscheidet das Los.

(8) Wahlen sind in der Verbandsvertretung geheim und
mit Stimmzetteln vorzunehmen. Gewählt ist, wer die mei-
sten Stimmen, mindestens aber mehr als die Hälfte der zur
Beschlussfähigkeit der Verbandsvertretung erforderlichen
Stimmen erhalten hat. § 103 Abs. 2 der Kirchenverfassung
(KV) gilt entsprechend.

(9) An den Sitzungen der Verbandsvertretung können Ver-
treterinnen/Vertreter des Landeskirchenrats beratend teilneh-
men. Der Landeskirchenrat erhält dazu eine Mitteilung über
den Sitzungstermin und die Tagesordnung. Auf Anforderung
werden ihm weitere Sitzungsunterlagen zugesandt.

(10) Die Leitung des Verwaltungsamts oder deren Stell-
vertretung nimmt an den Sitzungen der Verbandsvertretung
mit beratender Stimme teil.

(11) Über die in den Verhandlungen der Verbandsvertre-
tung gestellten Sachanträge und getroffenen Beschlüsse ist
eine Niederschrift aufzunehmen. Diese ist vom vorsitzen-
den Mitglied des Verbandsvorstands und dem protokollfüh-
renden Mitglied zu unterschreiben und allen Mitgliedern zu-
zustellen.

§ 10

Aufgaben der Verbandsvertretung

Die Verbandsvertretung ist über alle wichtigen Angele-
genheiten durch den Verbandsvorstand zu unterrichten und
kann darüber beraten. Mit rechtsverbindlicher Beschluss-
kompetenz ist sie zuständig für die ihr nach dem Verwal-
tungsamtsgesetz zugewiesenen Aufgaben und insbesondere
für:

a) die Wahl des Verbandsvorstands und die Aufsicht über
dessen Geschäftsführung,

b) die Beschlussfassung über den Haushalt und Stellenplan
des Verwaltungszweckverbands,

c) die Prüfung und die Feststellung der Jahresrechnung des
Verwaltungszweckverbands

sowie die Entlastung des Verbandsvorstands,

d) die Genehmigung des Erwerbs, der Veräußerung und
der Belastung von Grundstücken oder grundstücksglei-
chen Rechten durch den Verwaltungszweckverband,

e) den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Ent-
gelt- und Gebührenordnungen sowie die Festsetzung ei-
ner Umlage für das Verwaltungsamt,

f) die Beschlussfassung über Änderungen der Verbands-
ordnung,

g) die Entscheidung über die Einstellung, die Höhergrup-
pierung und die Entlassung der Leitung und der stellver-
tretenden Leitung des Verwaltungsamts auf Vorschlag
des Verbandsvorstands.

§ 11

Verbandsvorstand

(1) Der Verbandsvorstand besteht aus sieben Mitglie-
dern, die die Verbandsvertretung bei ihrer ersten Sitzung
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aus ihrer Mitte wählt. Die Mitglieder des Verbandsvor-
stands bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen/Nachfol-
ger im Amt. Die Verbandsvertretung wählt eine Dekanin/ei-
nen Dekan zur/zum Vorsitzenden und eine Dekanin/einen
Dekan zur/zum stellvertretenden Vorsitzenden. Insgesamt
müssen die Mitglieder des Verbandsvorstands mehrheitlich
weltliche Mitglieder sein.

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Verbandsvor-
stand aus, wählt die Verbandsvertretung für den Rest der
Amtszeit ein neues Mitglied.

(3) Das vorsitzende Mitglied, im Verhinderungsfall das
stellvertretende vorsitzende Mitglied, und ein weiteres Mit-
glied des Verbandsvorstands vertreten den Verwaltungs-
zweckverband gerichtlich und außergerichtlich, soweit es
sich nicht um die laufenden Geschäfte des Verwaltungsamts
oder die Einstellung, Höhergruppierung, Entlassung von
Mitarbeitenden des Verwaltungsamts, die unterhalb der
Vergütungsgruppe VI b BAT/Entgeltgruppe 6 TVöD ein-
gruppiert sind, handelt. Insoweit vertritt die Leitung des
Verwaltungsamts den Verwaltungszweckverband gericht-
lich und außergerichtlich.

§ 12

Sitzungen des Verbandsvorstands

(1) Das vorsitzende Mitglied des Verbandsvorstands lädt
die Mitglieder mindestens vier Tage vor dem Sitzungster-
min schriftlich zu den Sitzungen ein. Eine Unterschreitung
der Frist ist unbeachtlich, wenn zwei Drittel der Mitglieder
an der Sitzung teilnehmen und die Kürze der Frist nicht bei
dem vorsitzenden Mitglied beanstandet wird.

(2) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn ord-
nungsgemäß eingeladen und mehr als die Hälfte der sat-
zungsmäßigen Mitglieder anwesend ist.

(3) Der Verbandsvorstand fasst seine Beschlüsse mit der
Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Stimmenthaltungen
gelten als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gibt das vor-
sitzende Mitglied den Stichentscheid, bei Wahlen entschei-
det das Los.

(4) Die Sitzungen des Verbandsvorstands sind nicht öf-
fentlich. Sachkundige Personen können zu den Sitzungen
und zu einzelnen Punkten der Tagesordnung beratend hin-
zugezogen werden. Die Leitung des Verwaltungsamts oder
deren Stellvertretung nimmt an den Sitzungen mit beraten-
der Stimme teil. Vertreterinnen/Vertreter des Landeskir-
chenrats können beratend teilnehmen. Sie erhalten dazu eine
Mitteilung über den Sitzungstermin und die Tagesordnung.
Auf Anforderung werden weitere Sitzungsunterlagen zuge-
sandt.

(5) Über die Beschlüsse des Verbandsvorstands ist eine
Niederschrift zu fertigen, die von dem vorsitzenden Mit-
glied und dem protokollführenden Mitglied zu unterzeich-
nen und allen Mitgliedern zuzustellen ist.

§ 13

Aufgaben des Verbandsvorstands

(1) Der Verbandsvorstand ist für alle Angelegenheiten
des Verwaltungszweckverbands zuständig, soweit nicht
durch Gesetz oder die Verbandsordnung eine andere Zu-
ständigkeit bestimmt ist. Insbesondere obliegt dem Ver-
bandsvorstand:

a) die Vorbereitung, Einberufung, Leitung der Sitzung der
Verbandsvertretung und Ausführung der Beschlüsse der
Verbandsvertretung,

b) der Erlass von Geschäfts- und Dienstanweisungen für
das Verwaltungsamt und die Sicherstellung der Erledi-
gung des Pflichtaufgabenkatalogs,

c) der Vorschlag an die Verbandsvertretung über Einstel-
lung, Höhergruppierung, Entlassung der Leitung und
der stellvertretenden Leitung des Verwaltungsamts,

d) die Entscheidung über Einstellung, Höhergruppierung,
Entlassung der Mitarbeitenden des Verwaltungsamts,
die in der Vergütungsgruppe VI b BAT/Entgeltgruppe 6
TVöD oder höher eingruppiert sind, auf Vorschlag der
Leitung des Verwaltungsamts,

e) die Dienstaufsicht über die Leitung des Verwaltungs-
amts, die durch das vorsitzende Mitglied wahrgenom-
men wird,

f) die Überwachung der Verwaltung des Vermögens und
der Haushaltsführung des Verwaltungszweckverbands
und die Vornahme von Kassenprüfungen, die Genehmi-
gung über- und außerplanmäßiger Ausgaben,

g) weitere wichtige Angelegenheiten, auf Antrag der Lei-
tung des Verwaltungsamts.

(2) Überschreitet die Verbandsvertretung durch einen Be-
schluss ihre Befugnisse aus dem Verwaltungsamtsgesetz oder
der Verbandsordnung oder verstößt sie damit gegen geltendes
Recht, ist der Verbandsvorstand verpflichtet, die Ausführung
dieses Beschlusses auszusetzen und seine Bedenken der Ver-
bandsvertretung unverzüglich schriftlich zu unterbreiten.
Verbleibt es seitens der Verbandsvertretung bei dem genann-
ten Beschluss, hat der Verbandsvorstand die Angelegenheit
unverzüglich dem Landeskirchenrat zur Entscheidung vorzu-
legen. Fasst der Verbandsvorstand selbst Beschlüsse im Sin-
ne von Satz 1, treffen die dort genannten Verpflichtungen die
Vorsitzende/den Vorsitzenden des Verbandsvorstands.

§ 14

Verwaltungsamt

(1) Der Verwaltungszweckverband errichtet zur Erfül-
lung seiner Aufgaben ein Verwaltungsamt.

(2) Das Verwaltungsamt führt den Namen »Protestanti-
sches Verwaltungsamt ........................... «.

(3) Die Leiterin/Der Leiter des Verwaltungsamts unter-
steht der Dienstaufsicht des Verbandsvorstands, die von
dem vorsitzenden Mitglied des Verbandsvorstands wahrge-
nommen wird.

(4) Die Leiterin/Der Leiter ist Vorgesetzte/Vorgesetzter
der Mitarbeitenden des Verwaltungsamts. Sie/Er entschei-
det über die Einstellung, Höhergruppierung, Entlassung von
Mitarbeitenden des Verwaltungsamts, die unterhalb der
Vergütungsgruppe VI b BAT/Entgeltgruppe 6 TVöD ein-
gruppiert sind.

(5) Die Leitung des Verwaltungsamts nimmt an den Sit-
zungen der Verbandsvertretung und des Verbandsvorstands
beratend teil.

(6) Im Rahmen der bestehenden Vorschriften erfüllt das
Verwaltungsamt seine Aufgaben selbstständig und in eigener
Verantwortung. Die Leiterin/Der Leiter des Verwaltungsamts
führt die laufenden Geschäfte des Verwaltungsamts.

(7) Das Verwaltungsamt ist verpflichtet, den Kirchenge-
meinden, den Gesamtkirchengemeinden und Kirchenbezir-
ken Einsicht in alle sie betreffenden Unterlagen zu gewäh-
ren. Die Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden und
Kirchenbezirke sind verpflichtet, dem Verwaltungsamt die
erforderlichen Informationen, Auskünfte und Unterlagen
rechtzeitig zur Verfügung zu stellen.
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§ 15

Finanzierung und Vermögen

(1) Der Verwaltungszweckverband erhält zur Finanzie-
rung der Pflichtaufgaben eine Zuweisung aus dem Anteil
der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke an der Kirchen-
steuer nach den einschlägigen Vorschriften des Haushalts-
gesetzes der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestanti-
sche Landeskirche).

(2) Die Übernahme weiterer Verwaltungsaufgaben ist
durch Entgelte, Gebühren oder Umlagen zu finanzieren.

(3) Die zur Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbands
anfallenden Einnahmen und zu bestreitenden Ausgaben
werden in einem eigenen Haushaltsplan veranschlagt. Es
gilt das Gesetz über die Ordnung des Haushalts- und Ver-
mögensrechts in der Evangelischen Kirche der Pfalz (Prote-
stantische Landeskirche).

(4) Die Befugnis, Kassenanordnungen zu erteilen, liegt
beim vorsitzenden Mitglied des Verbandsvorstands, bei
dessen Verhinderung oder bei Zahlung an das vorsitzende
Mitglied selbst bei dessen Stellvertretung. Für Kassenan-
ordnungen bezüglich der laufenden Geschäfte des Verwal-
tungsamts steht diese Befugnis der Leitung des Verwal-
tungsamts zu.

(5) Näheres kann der Verbandsvorstand in einer Ge-
schäftsordnung für das Verwaltungsamt regeln. Diese be-
darf der Genehmigung des Landeskirchenrats.

§ 16

Änderungen der Verbandsordnung

(1) Die Verbandsvertretung kann die Verbandsordnung
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen ihrer sat-
zungsgemäßen Mitglieder ändern.

(2) Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung des
Landeskirchenrats.

§ 17

Auflösung

(1) Über die Auflösung des Verwaltungszweckverbands
entscheidet die Verbandsvertretung mit einer Mehrheit von
drei Vierteln ihrer Mitglieder. Der Beschluss bedarf der Ge-
nehmigung des Landeskirchenrats.

(2) Sind die Aufgaben des Verwaltungszweckverbands
erfüllt oder entfallen und wird dieser nicht gemäß Abs. 1
aufgelöst, kann die Auflösung durch den Landeskirchenrat
erfolgen, nachdem dieser den Verbandsmitgliedern Gele-
genheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen
Frist gegeben hat.

(3) Der Verwaltungszweckverband gilt nach seiner Auf-
lösung soweit und so lange als fortbestehend, wie es seine
Abwicklung erfordert. Sein Vermögen fällt anteilig an die
Verbandsmitglieder, die es ausschließlich und unmittelbar
für Zwecke ihrer kirchlichen Verwaltung zu verwenden ha-
ben.

§ 18

Bekanntmachung

Die beschlossene und genehmigte Verbandsordnung so-
wie spätere Änderung derselben werden im Amtsblatt ver-
öffentlicht.

§ 19

In-Kraft-Treten

Die Verbandsordnung tritt am ................... in Kraft. Sie
bedarf der Genehmigung durch den Landeskirchenrat.

Pommersche Evangelische Kirche
Nr. 163 Kirchenordnung der Pommerschen Evangeli-

schen Kirche vom 2. Juni 1950, zuletzt geän-
dert durch das 31. Kirchengesetz zur Ände-
rung der Kirchenordnung vom 23. Oktober
2005 (ABl. 7–12/2005 S. 55).

Vom 23. Oktober 2005 (ABl. PEK-Sonderheft)

Inhaltsübersicht
Artikel

Präambel

Einleitende Bestimmungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .1–4

Erster Abschnitt: Die Kirchengemeinde

I. Aufgaben und Bereich  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .5–12

II. Ämter und Dienste

1. Das Pfarramt

Aufgaben und Stellung der Pfarrerinnen 
und Pfarrer  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .13–23

Die Zulassung zum Amt . . . . . . . . . . . . . . . . .24–26

Die Berufung in das Amt  . . . . . . . . . . . . . . . .27–29

Errichtung und Aufhebung von Pfarrstellen . .30–31

2. Weitere Ämter und Dienste ............................32–41

3. Das Ältestenamt ..............................................42–57

III. Der Gemeindekirchenrat  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .58–73

IV. Besondere Bestimmungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . .74–78

Zweiter Abschnitt: Der Kirchenkreis

I. Aufgaben und Bereich  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .79–80

II. Die Superintendentin und der Superintendent  . . .81–87

III. Die Kreissynode  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .88–99

IV. Der Kreiskirchenrat  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .100–105

Dritter Abschnitt: 
Die Pommersche Evangelische Kirche

I. Aufgaben und Bereich  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .106–108

II. Das leitende geistliche Amt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .109

1. Die Pröpstinnen und Pröpste  . . . . . . . . . . .110–118

2. Die Bischöfin oder der Bischof  . . . . . . . . .119–123

III. Die Landessynode  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .124–131

IV. Die Kirchenleitung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .132–138

V. Das Konsistorium  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .139–145

VI. Besondere Ämter und Dienststellen  . . . . . . . . .146–148

Vierter Abschnitt: Die kirchlichen Werke

I. Werke des Gemeindedienstes . . . . . . . . . . . . . . . . . .149

II. Werke des diakonisch-missionarischen 
Dienstes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .150–152

III. Andere kirchliche Werke  . . . . . . . . . . . . . . . . .153–155

Fünfter Abschnitt: Gemeinsame und
Schlussbestimmungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .156–158



Heft 10, 2006 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 423

Das walte Gott Vater, Sohn und heiliger Geist!
»Alles ist euer, ihr aber seid Christi, Christus aber ist

Gottes.«

1. Kor. 3, 22–23

Die Pommersche Evangelische Kirche bekennt sich zu
Christus, dem Sohn des lebendigen Gottes, dem für uns ge-
kreuzigten und auferstandenen Herrn. Damit steht sie in der
Einheit der einen heiligen christlichen Kirche, die überall da
ist, wo das Wort Gottes lauter verkündigt wird und die Sa-
kramente recht verwaltet werden. Ihre unantastbare Grund-
lage ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift Alten
und Neuen Testaments bezeugt ist. Sie erkennt die fortdau-
ernde Geltung ihrer Bekenntnisse an: des apostolischen und
der anderen altkirchlichen, ferner der Augsburgischen Kon-
fession, der Apologie, der Schmalkaldischen Artikel und
des Kleinen und Großen Katechismus Luthers.

Sie weiß sich zu immer neuer Vergegenwärtigung und
Anwendung dieser Bekenntnisse verpflichtet, wie dies auf
der Bekenntnissynode in Barmen 1934 beispielhaft gesche-
hen ist. Sie erkennt und erinnert daran, dass Gottes Verhei-
ßung für sein Volk Israel gültig bleibt. Sie weiß sich zur An-
teilnahme am Weg des jüdischen Volkes verpflichtet. Sie
bleibt im Hören auf Gottes Weisung und in der Hoffnung
auf die Vollendung der Gottesherrschaft mit ihm verbunden.

Im Gehorsam des Glaubens an Gott, der ein Gott der Ord-
nung und des Friedens ist und will, dass alles ehrbar und or-
dentlich zugehe, hat sie sich folgende Ordnung gegeben.

Einleitende Bestimmungen

Artikel 1

Das Evangelium von Jesus Christus ist die Gabe Gottes
an die Welt. Die Kirche hat den Auftrag, das Evangelium zu
verkündigen und auszubreiten. Aufgrund des evangelischen
Verständnisses vom allgemeinen Priestertum sind alle Gläu-
bigen berechtigt und verpflichtet, diesen Dienst zu tun.

Artikel 2

Wo sich Menschen im Glauben um Gottes Wort und Sa-
krament sammeln, ist die Gemeinde Jesu Christi: In der ört-
lichen Kirchengemeinde ebenso wie in den übergreifenden
Bereichen des Kirchenkreises, der Pommerschen Evangeli-
schen Kirche, der Gesamtkirche und in den Werken der Di-
akonie und Mission sowie in den übrigen Werken der kirch-
lichen Arbeit. Sie alle leben von der einen Gabe und stehen
in dem einen Dienst, den sie mit den Mitteln erfüllen, die ih-
rer besonderen Aufgabe entsprechen.

Artikel 3

(1) Die Erfüllung des Auftrages Jesu Christi erfordert
mancherlei Ämter und Dienste in der Kirche.

(2) Alle Gemeindeglieder sind gerufen, ihre Gaben in den
Dienst Jesu Christi zu stellen, indem sie bestimmte Aufga-
ben der Gemeinde übernehmen.

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zum Dienst der öffent-
lichen Verkündigung des Wortes Gottes und der Verwal-
tung der Sakramente berufen. Ihnen sind in der örtlichen
Kirchengemeinde das Pfarramt, in den übergreifenden Be-
reichen der Kirche entsprechende Ämter anvertraut.

(4) Außerdem gibt es in der Gemeinde weitere Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in Ämtern und Diensten, die der
Verkündigung und Unterweisung, der Kirchenmusik und
Diakonie, der Verwaltung sowie der Pflege kirchlicher
Grundstücke und Gebäude dienen.

(5) Zusammen mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern tragen die Ältesten Verantwortung für die Gemeinde.

Artikel 4

(1) Die Kirche nimmt bei der Durchführung ihrer Aufga-
ben auch am allgemeinen Rechtsleben teil. Die Kirchenge-
meinden und Gemeindeverbände, die Kirchenkreise und die
Pommersche Evangelische Kirche sind Körperschaften des
öffentlichen Rechts.

(2) Über ihre Lehre und über die Ordnung urteilt und ent-
scheidet die Kirche selbständig. Sie verleiht ihre Ämter
ohne Mitwirkung des Staates oder der politischen Gemein-
de.

Erster Abschnitt

Die Kirchengemeinde

I. Aufgaben und Bereich

Artikel 5

(1) Die Kirchengemeinde trägt die Verantwortung dafür,
dass das Evangelium verkündigt wird: im Gottesdienst und
in der Seelsorge, in der Erziehung der Jugend, im Dienst der
Nächstenliebe und im missionarischen Dienst.

(2) Sie ist dafür verantwortlich, dass zur Erfüllung dieser
Aufgaben gemäß der Ordnung der Kirche die erforderlichen
Ämter und Dienste in der Kirchengemeinde eingerichtet,
besetzt und ausgeübt werden.

(3) Sie hat die notwenigen gottesdienstlichen Stätten und
sonstigen Einrichtungen zu schaffen.

(4) Sie hat die ihr anvertrauten Mittel gewissenhaft für
die Erfüllung ihrer Aufgaben zu verwenden. Eingedenk ih-
rer Gliedschaft am Ganzen der Kirche trägt sie nach Kräften
auch zur Erfüllung der gesamtkirchlichen Aufgaben und zur
Abhilfe der Nöte in anderen Gemeinden bei.

Artikel 6

(1) Die Kirchengemeinden erfüllen ihre Aufgaben in den
Grenzen der kirchlichen Ordnung in eigener Verantwor-
tung.

(2) Die Kirchengemeinden nehmen am Leben der Kirche
und durch ihre Vertretung in den Synoden auch an der Lei-
tung der Kirche teil. Sie stehen im Besonderen in der leben-
digen Gemeinschaft des Kirchenkreises.

Artikel 7

(1) Die Kirchengemeinden bleiben in ihren bisherigen
Grenzen bestehen.

(2) Über eine Neubildung, Veränderung, Aufhebung und
Vereinigung von Kirchengemeinden beschließt nach Anhö-
rung der Beteiligten, wenn diese einverstanden sind, das
Konsistorium, anderenfalls die Kirchenleitung.

(3) Wird eine Vermögensauseinandersetzung erforder-
lich, über die die Beteiligten sich nicht einigen, so entschei-
det das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen Kir-
che.

Artikel 8

(1) Glieder einer Kirchengemeinde sind alle getauften
evangelischen Christen, die im Bezirk der Kirchengemeinde
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt haben, wenn
nicht ihre Zugehörigkeit zu einer anderen Gemeinde be-
gründet ist. Die Verlegung des Wohnsitzes aus einer Kir-
chengemeinde in eine andere hat den Wechsel der Zugehö-
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rigkeit zur Kirchengemeinde zur Folge, soweit nicht beson-
dere abweichende Vorschriften bestehen. Das Gleiche gilt
beim Zuzug von Gliedern anderer evangelischer Landeskir-
chen. Das Nähere bestimmt die Kirchenleitung.

(2) Personen, die nicht Gemeindeglieder sind, können
nach den Bestimmungen der Ordnung des kirchlichen Le-
bens in die Gemeinde aufgenommen werden.

(3) Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.

Artikel 9

Wer nach den Bestimmungen des staatlichen Rechts aus
der Kirche austritt oder wer zu einer anderen Religionsge-
meinschaft übertritt, verliert die Gemeindegliedschaft.

Artikel 10

In besonderen Fällen kann zugelassen werden, dass Ge-
meindeglieder nicht der Kirchengemeinde ihres Wohnsitzes
oder dauernden Aufenthalts, sondern einer anderen Kir-
chengemeinde angehören. Das Nähere bestimmt die Kir-
chenleitung.

Artikel 11

Von den Gemeindegliedern wird erwartet, dass sie ihr
persönliches Leben in Haus und Beruf in der Verantwortung
vor Gott und in der Zucht der Liebe führen, dass sie am Got-
tesdienst und am Heiligen Abendmahl teilnehmen und dafür
sorgen, dass ihre Ehe kirchlich eingesegnet wird, ihre Kin-
der getauft, christlich erzogen und konfirmiert, ihre Ent-
schlafenen unter Mitwirkung der Kirche bestattet werden.
Das Nähere bestimmt die Ordnung des kirchlichen Lebens;
sie trifft auch Bestimmungen über die kirchliche Zucht.

Artikel 12

(1) Die Gemeindeglieder haben das Recht und die Pflicht,
nach dem Maß ihrer Gaben, Kräfte und Möglichkeiten in
der Gemeinde mitzuarbeiten. Ämter und Dienste, die ihnen
die Gemeinde überträgt, sollen sie hingebend und gewissen-
haft wahrnehmen.

(2) Die Gemeindeglieder tragen durch ihre Abgaben und
Opfer die Lasten der Kirche mit.

II. Ämter und Dienste

1. Das Pfarramt

Aufgaben und Stellung der Pfarrerinnen und Pfarrer

Artikel 13

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zum Dienst der öffent-
lichen Verkündigung des Wortes Gottes und der Verwal-
tung der Sakramente berufen. Sie haben in der Gemeinde
vor allem die Pflicht, das Evangelium lauter und rein zu ver-
kündigen, die Sakramente recht zu verwalten, die christliche
Unterweisung durchzuführen, die Glieder der Gemeinde in
ihren Häusern zu besuchen, den Dienst der Seelsorge mit
tröstendem und die Gewissen schärfendem Worte auszuü-
ben und in der diakonischen Arbeit der Gemeinde anregend
und helfend mitzuwirken.

(2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer leitet die Gemeinde
nach dem Worte Gottes im Geist der Liebe und der Zucht.

Artikel 14

In ihrem geistlichen Amt sind die Pfarrerinnen und Pfar-
rer innerhalb der kirchlichen Ordnung selbständig und nur
an ihr Ordinationsgelübde gebunden.

Artikel 15

(1) Mehrere Kirchengemeinden können unter einem
Pfarramt zu einem Pfarrsprengel verbunden sein.

(2) In großen Kirchengemeinden kann das Pfarramt mit
mehreren Pfarrerinnen und Pfarrern besetzt werden.

Artikel 16

(1) In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrerinnen und
Pfarrern nehmen diese ihre Aufgaben gleichberechtigt in
gegliederter Verantwortung wahr.

(2) Jeder Pfarrerin und jedem Pfarrer ist ein bestimmter
Teil der Gemeinde als selbständig zu verwaltender Seelsor-
gebezirk und in der Regel gleicher Anteil an den pfarramt-
lichen Pflichten zuzuweisen, sofern ihr oder ihm nicht ein
besonderes Arbeitsgebiet übertragen ist.

(3) Das Nähere regelt eine Pfarrdienstordnung, die vom
Gemeindekirchenrat aufgestellt wird und der Genehmigung
der Superintendentin oder des Superintendenten bedarf. Ist
die Superintendentin oder der Superintendent selbst betei-
ligt, so liegt die Genehmigung dem Konsistorium ob.

Artikel 17

(1) Falls es der Pfarrerin oder dem Pfarrer vorübergehend
nicht möglich ist, die ihr oder ihm obliegenden Amtspflich-
ten zu erfüllen, hat sie oder er für Vertretung zu sorgen.

(2) Zu Amtshandlungen für Gemeindeglieder, die nicht
zu ihrem oder seinem Pfarrsprengel gehören, bedarf es der
Vorlage eines Dimissoriales, sofern nicht etwas anderes
ortsüblich ist. In Kirchengemeinden mit mehreren Seelsor-
gebezirken kann der Gemeindekirchenrat bestimmen, dass
die Vorlage eines Dimissoriales auch dann erforderlich ist,
wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer eines anderen Seelsor-
gebezirkes zu einer Amtshandlung in Anspruch genommen
werden soll.

(3) In einer anderen Kirchengemeinde darf sie oder er nur
mit Zustimmung der zuständigen Pfarrerin oder des Pfarrers
amtieren. Versagt diese oder dieser die Zustimmung, so
kann die Entscheidung des Gemeindekirchenrates angeru-
fen werden. Versagt sie auch der Gemeindekirchenrat, so
entscheidet die Superintendentin oder der Superintendent.

Artikel 18

Die Pfarrerin oder der Pfarrer darf ihren oder seinen
Dienst, insbesondere auch die Spendung des Heiligen
Abendmahles, einem evangelischen Christen nicht deshalb
versagen, weil dieser einem anderen innerhalb der Evange-
lischen Kirche in Deutschland geltenden Bekenntnis ange-
hört.

Artikel 19

(1) Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich.

(2) Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit ent-
hält Artikel 156.

Artikel 20

(1) Von Pfarrerinnen und Pfarrern wird erwartet, dass sie
täglich im Umgang mit dem Worte Gottes und im Gebet le-
ben und mit ihrem oder seinem Hause ein Leben in christli-
chem Geist und in christlicher Zucht führen. Sie stehen in
der Gemeinschaft des Dienstes und Lebens mit den anderen
Pfarrerinnen und Pfarrern des Kirchenkreises, mit denen sie
sich regelmäßig im Konvent zusammenfinden. Das Nähere
regelt eine Konventsordnung. Die Teilnahme am Konvent
gehört zu den Amtspflichten.
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(2) Von den Trägerinnen und Trägern des leitenden geist-
lichen Amtes erfahren die Pfarrerin und der Pfarrer Rat, Hil-
fe und seelsorgerlichen Dienst. Sie sollen sich in allen Nö-
ten vertrauensvoll an sie wenden, in der Regel zunächst an
die Superintendentin oder den Superintendenten. Ihre Besu-
che und Visitationen haben sie als einen geistlichen Dienst
der Kirche an Amt und Gemeinde anzunehmen.

Artikel 21

(1) Die Pfarrerin und der Pfarrer stehen in Lehre, Dienst
und Leben in der Verantwortung gegenüber den anderen
Pfarrerinnen und Pfarrern im Pfarrkonvent, insbesondere
gegenüber der Superintendentin oder dem Superintenden-
ten.

(2) Reicht weder die Mahnung noch die Vermahnung der
leitenden geistlichen Amtsträgerinnen oder Amtsträger aus,
um Anstöße zu beseitigen, so tritt die Disziplin der Kirche
ein. Das Nähere bestimmt ein Kirchengesetz.

Artikel 22

(1) Die Pfarrerinnen und Pfarrer stehen als verordnete
Diener des Wortes auf Lebenszeit zur Kirche in einem
Dienstverhältnis besonderer Art.

(2) Sie haben ein Anrecht auf Hilfe, Schutz und Fürsorge
der Kirche. Mit ihrem Unterhalt sind sie, solange sie eine
Gemeindepfarrstelle verwalten, an die Kirchengemeinde
gewiesen, der die Kirche im Bedarfsfall die notwendige Hil-
fe gewährt. Bekleidet die Pfarrerin oder der Pfarrer infolge
von Umständen, die sie oder er nicht zu vertreten hat, kein
Amt, so sorgt die Kirche für sie oder ihn.

(3) Im Übrigen werden die Rechte und Pflichten, die sich
aus dem Dienstverhältnis ergeben, unter Beachtung der in
dieser Kirchenordnung gegebenen Grundsätze zu einer Ord-
nung der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer
zusammengefasst. In ihr werden auch die Voraussetzungen
geregelt, unter denen eine Pfarrerin oder ein Pfarrer in ein
anderes Amt, in den Wartestand und in den Ruhestand ver-
setzt werden kann.

Artikel 23

Die Kirchenleitung ist ermächtigt, einer Pfarrerin oder ei-
nem Pfarrer mit besonderen Aufgaben eine entsprechende
Amtsbezeichnung beizulegen.

Die Zulassung zum Amt

Artikel 24

Die Kirche kann das Pfarramt nur solchen Frauen und
Männern anvertrauen, die im Evangelium wurzeln, für das
Amt zugerüstet sind und die Haltung zeigen, die einer kirch-
lichen Amtsträgerin oder einem kirchlichen Amtsträger eig-
nen muss. Sie prüft daher die, die das Amt begehren, auf
ihre Vorbildung und ihre Eignung und überträgt ihnen auf-
grund dieser Prüfung das Predigtamt durch die Ordination.

Artikel 25

(1) Die theologische Vorbildung erfolgt auf staatlichen
Hochschulen und theologisch-wissenschaftlichen Ausbil-
dungsstätten der Kirche. Aufgrund einer theologisch-wis-
senschaftlichen Prüfung und der sonstigen Eignung ent-
scheidet die Kirchenleitung über die Aufnahme in den Vor-
bereitungsdienst der Kirche.

(2) Der Vorbereitungsdienst wird mit einer zweiten Prü-
fung vor dem Theologischen Prüfungsamt abgeschlossen.
Wer sie besteht und für geeignet befunden wird, kann von
der Kirchenleitung in den Dienst der Kirche übernommen

und ordiniert werden. Wer ordiniert ist, führt die Amtsbe-
zeichnung Pastorin oder Pastor und kann zur Pfarrerin oder
zum Pfarrer berufen werden. Bis zur festen Anstellung wird
sie oder er mit der Unterstützung einer Pfarrerin oder eines
Pfarrers oder mit der Verwaltung einer Pfarrstelle widerruf-
lich beauftragt.

(3) Das Nähere über die Vorbildung der Pfarrerinnen und
Pfarrer und über die Zulassung zum Amt bestimmen beson-
dere Ordnungen.

(4) Die Kirchenleitung kann auch Frauen und Männer
zum pfarramtlichen Dienst zulassen, die eine andere Vorbil-
dung haben, als sie in Absatz 1 Satz 1 vorgesehen ist. Das
Nähere bestimmt eine besondere Ordnung.

Artikel 26

(1) Die Ordination wird im Auftrag der Kirche unter Ge-
bet und Handauflegung in einer gottesdienstlichen Hand-
lung vollzogen, in der die zukünftige Pastorin oder der zu-
künftige Pastor durch ein Gelübde ihre oder seine im Be-
kenntnis der Kirche bezeugte Bindung an die Heilige Schrift
bejaht und sich zur Treue im Amt, zum Gehorsam gegen die
Ordnung der Kirche und zu einem, ihrem oder seinem Beruf
innerlich und äußerlich entsprechenden Wandel verpflich-
tet.

(2) Die Ordination gehört zu den Obliegenheiten der Bi-
schöfin oder des Bischofs.

(3) Die mit der Ordination verliehenen Rechte können
nach näherer Bestimmung der kirchlichen Ordnung entzo-
gen oder abgelegt werden.

Die Berufung in das Amt

Artikel 27

Die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer einer Kir-
chengemeinde setzt voraus, dass eine ordnungsgemäß er-
richtete Pfarrstelle besetzt werden kann.

Artikel 28

Die Gemeindepfarrstellen werden durch das Konsisto-
rium im Einvernehmen mit der Kirchengemeinde besetzt.
Das Nähere über das Besetzungsverfahren regelt das Kir-
chengesetz über die Besetzung der Pfarrstellen.

Anmerkung:

Artikel 28 Satz 1 wurde durch das 30. Kirchengesetz zur
Änderung der Kirchenordnung vom 23. Oktober 2005 zeit-
lich befristet geändert. Am 1. Januar 2010 tritt automatisch
die vorherige Fassung des Satzes 1 wieder in Kraft: »Die
Gemeindepfarrstellen werden abwechselnd durch die Kir-
chengemeinde unter Bestätigung durch das Konsistorium
und durch das Konsistorium unter vorhergehender Beteili-
gung der Kirchengemeinde besetzt.«

Artikel 29

(1) Die Pfarrerin oder der Pfarrer wird im Gemeindegot-
tesdienst durch die Superintendentin oder den Superinten-
denten eingeführt. Dabei wird ihr oder ihm die Berufungs-
urkunde übergeben. Der Beginn des Dienstverhältnisses
wird durch eine besondere Ordnung geregelt.

(2) Nach der Einführung hält die Pfarrerin oder der Pfar-
rer die Antrittspredigt und begrüßt damit zugleich die Ge-
meinde. Hat die Ordination noch nicht stattgefunden, so ist
sie mit der Einführung zu verbinden.
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Errichtung und Aufhebung von Pfarrstellen

Artikel 30

Über die Errichtung neuer und die Aufhebung, Stillle-
gung oder Einschränkung bestehender Gemeindepfarrstel-
len wie auch über die Herstellung und Aufhebung dauernder
pfarramtlicher Verbindungen von Kirchengemeinden be-
schließt nach Anhörung des Gemeinde- und des Kreiskir-
chenrates, wenn die Beteiligten einverstanden sind, das
Konsistorium, andernfalls die Kirchenleitung.

Artikel 31

(1) Zur Erfüllung besonderer Aufgaben können Pfarrerin-
nen und Pfarrer, Pastorinnen und Pastoren sowie Hilfskräfte
auch im übergemeindlichen Dienst beschäftigt werden.
Hierfür können übergemeindliche Stellen errichtet werden.

(2) Stellen des Kirchenkreises werden durch Beschluss
der Kreissynode errichtet und vom Kreiskirchenrat besetzt.
Die Errichtung und die Besetzung bedürfen der Bestätigung
des Konsistoriums.

(3) Gesamtkirchliche Stellen werden durch Beschluss der
Landessynode errichtet und von der Kirchenleitung besetzt.

(4) Für diese Amtsträgerinnen und Amtsträger im über-
gemeindlichen Dienst gelten die Bestimmungen sinngemäß,
die für die Amtsträgerinnen und Amtsträger in den Kirchen-
gemeinden gelten.

2. Weitere Ämter und Dienste

Artikel 32

(1) Die Erfüllung des Auftrages Jesu Christi erfordert in
der Gemeinde weitere Ämter und Dienste. Sie dienen der
Verkündigung des Evangeliums, der christlichen Unterwei-
sung, der Seelsorge und dem Dienst der Liebe, der Gestal-
tung des Gottesdienstes und des Gemeindelebens, der Ver-
waltung und der Pflege kirchlicher Grundstücke und Gebäu-
de.

(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den verschie-
denen Ämtern und Diensten sind in ihrem Tätigkeitsbereich
selbständig, unbeschadet der Befugnisse des Gemeindekir-
chenrates und anderer kirchlicher Organe und Dienststellen.
Ihre Beteiligung an der Arbeit des Gemeindekirchenrates
richtet sich nach Artikel 66.

Artikel 33

(1) Für bestimmte Aufgabenbereiche in Verkündigung
und Unterweisung können in der Gemeinde neben der Pfar-
rerin oder dem Pfarrer andere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter tätig sein. Ihr Dienst macht sie mitverantwortlich für
das Leben in der Kirchengemeinde. Sie halten deshalb stän-
dige Verbindung untereinander.

(2) Der Dienst der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kann
sich auf die Aufgaben der Unterweisung beziehen, auf die
Arbeit an den Kindern aller Altersstufen, Jugend-, Eltern-
und Familienarbeit, den Dienst im kirchlichen Kindergar-
ten, aber auch auf die Besuchsarbeit, Seelsorge oder Ge-
meindekreise.

(3) Der Verantwortungsbereich der Mitarbeiterin oder
des Mitarbeiters muss klar umgrenzt sein. Sie sind in ihrem
Dienst an Schrift und Bekenntnis gebunden.

Artikel 34

(1) Für die Pflege der Kirchenmusik und der Singarbeit in
der Gemeinde trägt die Kirchenmusikerin oder der Kirchen-
musiker die Verantwortung. Der Dienst der Kirchenmusike-
rin oder des Kirchenmusikers umfasst die Aufgaben der Or-

ganistin oder des Organisten und der Chorleiterin oder des
Chorleiters. Deren Tätigkeit dient der Verkündigung, der
Anbetung und dem Gemeindeaufbau.

(2) Der Dienst der Kirchenmusikerin oder des Kirchen-
musikers in einer Kirchengemeinde kann verbunden sein
mit anderen Aufgaben, insbesondere der Verkündigung und
Unterweisung, der Diakonie und Verwaltung.

Artikel 35

Der diakonische Dienst in der Gemeinde erstreckt sich
auf den Dienst an Alten, Kranken, Hilfsbedürftigen und Ge-
schädigten. Durch diesen Dienst trägt die Mitarbeiterin oder
der Mitarbeiter in der Gemeindediakonie zur engeren Ver-
bindung zwischen Kirche und Familie sowie zwischen Kir-
chengemeinde und diakonischen Anstalten bei.

Artikel 36

Für Verwaltungsaufgaben können Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter haupt- oder nebenberuflich angestellt werden.
Die Anstellung erfolgt in der Regel im Vertragsverhältnis.
Falls sie Dienste von besonderer Verantwortung wahrneh-
men, können sie auf Lebenszeit berufen werden.

Artikel 37

Für die würdige Vorbereitung der gottesdienstlichen
Räume und für die äußere Ordnung während der gottes-
dienstlichen Feier sorgt die Küsterin oder der Küster. Zu
ihren oder seinen Aufgaben gehört unter anderem, für die
Durchführung der Läuteordnung sowie für Ordnung und
Sauberkeit kirchlicher Gebäude und Grundstücke zu sorgen.

Artikel 38

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Gemein-
de müssen für den kirchlichen Dienst geeignet und für ihr
Aufgabengebiet vorgebildet sein. Einzelheiten hierüber re-
geln die betreffenden Kirchengesetze und Ordnungen.

(2) Die Einsegnung und Einführung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter richtet sich nach den für sie geltenden Ord-
nungen.

Artikel 39

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stehen im Dienst
der Kirchengemeinde oder des Kirchenkreises. Die Anstel-
lung kann auch durch die Landeskirche sowie durch kirchli-
che Anstalten und Einrichtungen erfolgen. Die Mitwirkung
anderer Organe und Dienststellen bei der Anstellung richtet
sich nach den dafür geltenden Ordnungen.

Artikel 40

Geeignete Gemeindeglieder können für verschiedene
Ämter und Dienste sowie für besondere Aufgaben der Ge-
meinde eingesetzt werden. Den Einsatz regelt die zuständi-
ge Mitarbeiterin oder der zuständige Mitarbeiter im Einver-
nehmen mit dem Gemeindekirchenrat.

Artikel 41

Zum Predigtdienst können besonders befähigte und vor-
gebildete Gemeindeglieder auf Antrag des Gemeindekir-
chenrates durch das Konsistorium widerruflich zugelassen
werden.

3. Das Ältestenamt

Artikel 42

Aufgabe der Ältesten ist es, gemeinsam mit der Pfarrerin
oder dem Pfarrer und den weiteren Mitarbeiterinnen und
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Mitarbeitern der Gemeinde die Angelegenheiten der Ge-
meinde, soweit sie nicht der Pfarrerin oder dem Pfarrer oder
einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorbehalten
sind, so zu ordnen, dass es in der Gemeinde dem Geist Jesu
Christi gemäß recht und ordentlich zugeht.

Artikel 43

Die Ältesten sollen in der Teilnahme am kirchlichen Le-
ben, in der Mitarbeit an den Aufgaben der Gemeinde und in
ihrer eigenen Lebensführung den Gemeindegliedern ein
Vorbild geben und sie zu lebendiger Teilnahme an Leben
und Arbeit der Gemeinde führen. Sie wollen sich über die
innere und äußere Lage der Gemeinde Kenntnis und Urteil
verschaffen und beides in der Gemeindeleitung fruchtbar
machen.

Artikel 44

(1) Für das Ältestenamt dürfen nur Gemeindeglieder auf-
gestellt werden, die sich treu zu den Gottesdiensten und
Abendmahlsfeiern halten, die kirchlichen Lasten mittragen
und sich nach Gabe und Bewährung zum Ältestenamt eig-
nen. Sie müssen am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet
haben. Gemeindeglieder über 70 Jahre können nur mit Zu-
stimmung des Kreiskirchenrates für das Ältestenamt aufge-
stellt werden.

(2) Gemeindeglieder, die in Anwendung von Artikel 10
der Kirchengemeinde angehören, ohne in ihr ihren Wohn-
sitz oder dauernden Aufenthalt zu haben. dürfen für das Äl-
testenamt nur mit vorheriger Zustimmung des Kreiskirchen-
rates aufgestellt werden.

Artikel 45

Die Zahl der Ältesten richtet sich nach der Größe der Kir-
chengemeinde. Es sollen wenigstens vier und höchstens
zwölf gewählt werden. Das Nähere bestimmt der Gemein-
dekirchenrat mit Zustimmung des Kreiskirchenrates.

Artikel 46

(1) Die Wahl der Ältesten erfolgt durch den Wahlaus-
schuss sowie die Gemeindeglieder, die in eine Wahlliste
eingetragen sind oder sich dort haben eintragen lassen.

(2) Der Wahlausschuss besteht aus den Mitgliedern des
Gemeindekirchenrates und des Gemeindebeirates.

(3) In eine Wahlliste können sich Gemeindeglieder ein-
tragen lassen, die am Wahltag das 16. Lebensjahr vollendet
haben. Die Wahlliste wird im Pfarramt geführt. Auf die
Möglichkeit der Eintragung ist in geeigneter Weise öffent-
lich hinzuweisen.

Artikel 47

Der Wahltermin für fällige Ältestenwahlen wird von der
Kirchenleitung festgesetzt.

Artikel 48

(1) Sind Älteste zu wählen, so stellt der Gemeindekir-
chenrat nach Beratung mit dem Gemeindebeirat spätestens
acht Wochen vor der Wahl eine vorläufige Vorschlagsliste,
in der die einzelnen Seelsorgebezirke oder Ortschaften an-
gemessen zu berücksichtigen sind und die mehr Namen ent-
halten muss als Älteste zu wählen sind.

(2) Wer bei der Kirchengemeinde hauptberuflich ange-
stellt ist, ist nicht in diese Vorschlagsliste aufzunehmen. Die
Wahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Ge-
meindekirchenrat richtet sich nach Artikel 66 Abs. 2.

Artikel 49

Die in die vorläufige Vorschlagsliste aufgenommenen
Gemeindeglieder sind durch den Gemeindekirchenrat zu be-
fragen, ob sie bereit sind, das Amt einer oder eines Ältesten
zu übernehmen und das Ältestengelübde abzulegen.

Artikel 50

(1) Nach Befragung gemäß Artikel 49 hat der Gemeinde-
kirchenrat die Gemeinde von der bevorstehenden Ältesten-
wahl sowie von der vorläufigen Vorschlagsliste durch Kan-
zelabkündigung in zwei aufeinander folgenden Gottesdiens-
ten an verschiedenen Sonntagen und möglichst durch
Aushang in Kenntnis zu setzen. Dabei ist mitzuteilen, dass
aus der Gemeinde innerhalb einer Woche seit der letzten
Kanzelabkündigung bei der oder dem Vorsitzenden des Ge-
meindekirchenrates Vorschläge zur Ergänzung der vorläufi-
gen Vorschlagsliste oder auch Einsprüche gegen die vorläu-
fige Vorschlagsliste eingereicht werden können. Auf die
Voraussetzungen des Artikels 44 ist die Gemeinde hinzu-
weisen.

(2) Zur Einreichung von Ergänzungsvorschlägen oder
Einsprüchen sind Gemeindeglieder berechtigt, die mindes-
tens 16 Jahre alt und im vollen Besitz der kirchlichen Rech-
te sind.

(3) Der Gemeindekirchenrat berät mit dem Gemeindebei-
rat die Ergänzungsvorschläge und Einsprüche und weist sol-
che zurück, die den Erfordernissen der Artikel 44 und 50
Abs. 2 nicht entsprechen. Gegen die Zurückweisung können
die Beteiligten innerhalb einer Woche Beschwerde beim
Gemeindekirchenrat einlegen. Gibt dieser der Beschwerde
nicht statt, so legt er sie dem Kreiskirchenrat vor, der hierü-
ber binnen zwei Wochen endgültig entscheidet.

(4) Die zugelassenen Ergänzungsvorschläge sind der Ge-
meinde durch Kanzelabkündigung in einem Gottesdienst
und möglichst durch Aushang bekann zu geben mit dem
Hinweis, dass aus der Gemeinde innerhalb einer Woche seit
der Kanzelabkündigung gegen die Ergänzungsvorschläge
Einspruch bei der oder dem Vorsitzenden des Gemeindekir-
chenrates eingelegt werden kann; die Bestimmung des Ab-
satzes 3 gilt hierfür entsprechend.

Artikel 51

Nach Ablauf der im Artikel 50 genannten Fristen stellt
der Gemeindekirchenrat auf der Grundlage der vorläufigen
Vorschlagsliste unter Berücksichtigung der zugelassenen
Ergänzungsvorschläge und Einsprüche der Gemeinde eine
endgültige Vorschlagsliste entsprechend Artikel 48 auf.

Artikel 52

(1) Die Wahl der Ältesten erfolgt aufgrund der endgülti-
gen Vorschlagsliste in geheimer Abstimmung mit Stimm-
zetteln unter Leitung der oder des Vorsitzenden des Ge-
meindekirchenrates; stehen diese selbst zur Wahl, wird die
Wahl durch die Pfarrerin oder den Pfarrer geleitet.

(2) Die Stimmzettel haben die Vorgeschlagenen in alpha-
betischer Reihenfolge nach Namen, Vornamen, Beruf und
Anschrift zu bezeichnen und bei jeder oder jedem Vorge-
schlagenen eine Stelle zum Ankreuzen zu enthalten. Es dür-
fen höchstens so viele Namen angekreuzt werden, wie Älte-
ste zu wählen sind; Stimmzettel mit mehr Ankreuzungen
sind ungültig. Weiterhin ungültig sind Stimmzettel,

a) die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber
einer oder einem Vorgeschlagenen enthalten,

b) die auf andere Namen lauten als in dem Stimmzettel ge-
mäß der endgültigen Vorschlagsliste aufgeführt sind.



428 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Heft 10, 2006

(3) Gewählt sind in der festgesetzten Zahl zu Ältesten
diejenigen, die die meisten Stimmen erhalten haben. Bei
Stimmengleichheit an der Grenze der festgesetzten Ältes-
tenzahl entscheidet das Los.

(4) Ehegatten, Geschwister, Eltern und Kinder dürfen
nicht gleichzeitig Älteste derselben Gemeinde sein. Werden
sie gleichzeitig gewählt, so gilt nur die Wahl der- oder des-
jenigen, die oder der die höhere Stimmenzahl erhalten hat;
bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(5) Das Wahlergebnis wird durch die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates bekannt gege-
ben und ist in der Niederschrift zu vermerken, der alle abge-
gebenen Stimmzettel beizufügen sind. Die Niederschrift
und die Stimmzettel werden vom Gemeindekirchenrat in
Verwahrung genommen.

Artikel 53

(1) Die Namen der gewählten Ältesten werden im nächs-
ten Gottesdienst der Gemeinde bekannt gegeben.

(2) Die Ältesten werden im Gottesdienst vor der versam-
melten Gemeinde in ihr Amt eingeführt. Sie haben dabei das
Amtsgelöbnis abzulegen. Dabei wird gefragt: »So frage ich
euch vor Gott und dieser Gemeinde: Wollt ihr das Amt der
Ältesten und des Ältesten treu dem Worte Gottes, gemäß
dem Bekenntnis unserer Kirche und nach ihren Ordnungen
verwalten, so antwortet: Ja, mit Gottes Hilfe.« Die Ältesten
antworten: »Ja, mit Gottes Hilfe.«

(3) Erst nach Ablegung des Gelöbnisses kann das Ältes-
tenamt ausgeübt werden. Wer das Gelöbnis verweigert,
kann nicht Älteste oder Ältester sein.

Artikel 54

(1) Das Ältestenamt dauert acht Jahre. Von vier zu vier
Jahren scheidet die Hälfte der Ältesten aus.

(2) Bei völliger Neubildung eines Gemeindekirchenrates
scheidet bereits nach vier Jahren die Hälfte der Ältesten aus;
wer ausscheidet, wird durch das Los bestimmt.

(3) Die Ausscheidenden bleiben bis zur Einführung ihrer
Nachfolgerinnen und Nachfolger im Amt.

(4) Älteste, die wiedergewählt sind, werden unter Hin-
weis auf das früher geleistete Gelöbnis durch Handschlag
für die neue Amtszeit verpflichtet.

Artikel 55

Das Ältestenamt kann nur aus erheblichen Gründen
niedergelegt werden, u. a. wenn durch Krankheit oder auf-
grund anderer außerordentlicher Schwierigkeiten das Amt
nicht mehr ständig ausgeübt werden kann.

Artikel 56

(1) Ältesten, die ihre Pflichten versäumen oder sich un-
würdig verhalten, kann der Gemeindekirchenrat eine Mah-
nung oder, falls das nicht ausreicht, der Kreiskirchenrat ei-
nen Verweis erteilen. Liegt eine grobe Pflichtwidrigkeit vor,
so kann der Kreiskirchenrat die Entlassung aus dem Ältes-
tenamt beschließen. Er hat vorher den Gemeindekirchenrat
und die Älteste oder den Ältesten zu hören.

(2) Gegen den Beschluss ist binnen zwei Wochen Be-
schwerde beim Konsistorium zulässig, das endgültig ent-
scheidet.

(3) Wer aus dem Ältestenamt entlassen ist, darf nur mit
Zustimmung des Kreiskirchenrates wieder in die Vor-
schlagsliste (Artikel 48 Abs. 1, 52 Abs. 1) aufgenommen
werden.

Artikel 57

(1) Gleichzeitig mit der Wahl der Ältesten werden Er-
satzälteste gewählt, die das Amt einer oder eines Ältesten
übernehmen, wenn das Amt nicht angetreten wurde oder
wenn eine Älteste oder ein Ältester während ihrer oder sei-
ner Amtsdauer ausscheidet.

(2) Der Gemeindekirchenrat stellt erforderlichenfalls an-
hand der Wahlniederschrift fest, welche Ersatzälteste das
Amt einer oder eines Ältesten übernehmen.

(3) Ist die Liste der Ersatzältesten erschöpft, erfolgt für
die Zeit bis zur nächsten Neuwahl eine Nachwahl in sinnge-
mäßer Anwendung von Artikel 42 ff.

III. Der Gemeindekirchenrat

Artikel 58

(1) Dem Gemeindekirchenrat obliegt die Mitverantwor-
tung für die Pflege des kirchlichen Lebens und damit zu-
gleich für die rechte Verkündigung des Evangeliums. In die-
ser Verantwortung leitet er die Gemeinde unbeschadet des
besonderen Auftrags der Pfarrerin oder des Pfarrers.

(2) Er sorgt dafür, dass der Gemeinde Gottes Wort viel-
fältig angeboten wird und trägt die Verantwortung dafür,
dass die Gottesdienste regelmäßig und in ausreichender
Zahl gehalten werden und dass, sofern die Pfarrerin oder der
Pfarrer oder eine Vertretung den Gottesdienst nicht verse-
hen kann, Lesegottesdienste durch eine oder einen Ältesten
oder ein anderes Gemeindeglied gehalten werden. Er regelt
auch die von den Ältesten im Gottesdienst zu übernehmen-
den Aufgaben und tritt für die Heiligung der Sonn- und
Feiertage ein.

(3) Er hat dafür zu sorgen, dass der Dienst aller Amtsträ-
gerinnen und Amtsträger der Kirchengemeinde durch die
Mitarbeit der Ältesten und anderer Gemeindeglieder wirk-
sam unterstützt wird.

(4) Er hat darauf zu achten, dass die persönliche Verbin-
dung zwischen Amtsträgerinnen und Amtsträgern und Ge-
meindegliedern durch Hausbesuche gepflegt wird.

(5) Er ist für die Ausübung der Kirchenzucht in der Ge-
meinde verantwortlich.

(6) Er ist mitverantwortlich dafür, dass die kirchliche
Unterweisung der Jugend sowohl in der Christenlehre als
auch im Konfirmandenunterricht in rechter Weise durchge-
führt werden kann.

(7) Er hat dafür zu sorgen, dass die anerkannten Werke
der Kirche in der Kirchengemeinde Stützung und Mitarbeit
finden.

(8) Er soll sich der Armen und Kranken sowie der Hilfs-
bedürftigen annehmen.

(9) Er hat darüber hinaus die Pflicht, die äußeren Voraus-
setzungen zu schaffen, die notwendig sind, um den Dienst
der Kirche zu ermöglichen und wirksam zu gestalten.

Artikel 59

Wenn die Gemeinde durch das Verhalten einer Pfarrerin,
eines Pfarrers, einer Ältesten oder eines Ältesten Schaden
erleidet, soll der Gemeindekirchenrat hierüber – wenn per-
sönliche Aussprache nicht zum Ziel führt – zunächst selbst
beraten und erforderlichenfalls der Superintendentin oder
dem Superintendenten berichten. Das Gleiche gilt bei Ver-
stößen anderer Amtsträgerinnen oder Amtsträger der Kir-
chengemeinde, soweit nicht der Gemeindekirchenrat nach
der kirchlichen Ordnung selbst weitere Maßnahmen zu tref-
fen vermag.
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Artikel 60

Zur Abänderung der üblichen Zeit der öffentlichen Got-
tesdienste bedarf es des Einverständnisses zwischen der
Pfarrerin oder dem Pfarrer und dem Gemeindekirchenrat,
ebenso zur Vermehrung oder Verminderung der regelmäßi-
gen Gottesdienste. Bei Meinungsverschiedenheiten kann
die Entscheidung des Kreiskirchenrates herbeigeführt wer-
den. Eine dauernde Verminderung der Gottesdienste bedarf
der Zustimmung des Konsistoriums.

Artikel 61

(1) Der Gemeindekirchenrat entscheidet, wenn kirchliche
Werke oder Vereinigungen Räume der Gemeinde für got-
tesdienstliche Veranstaltungen in Anspruch nehmen wollen.
Die Kirchenleitung entscheidet über Einsprüche und hat das
Recht, allgemeine Richtlinien zu geben.

(2) Das Gleiche gilt, wenn in den Räumen der Kirchenge-
meinde nichtgottesdienstliche Veranstaltungen stattfinden
sollen; sie dürfen nur zugelassen werden, wenn sie mit der
Bestimmung und der Würde des Raumes in Einklang ste-
hen.

(3) Bestimmungen darüber, inwieweit kirchliche Räume
anderen Kirchen oder religiösen Gemeinschaften zur Verfü-
gung gestellt werden dürfen, bleiben dem Konsistorium vor-
behalten.

Artikel 62

(1) Der Gemeindekirchenrat errichtet und besetzt die
Amtsstellen der Kirchengemeinde unter Beachtung eines
etwa bestehenden Stellenplanes der Pommerschen Evange-
lischen Kirche und regelt deren Obliegenheiten, soweit er-
forderlich, durch eine Dienstordnung.

(2) Er verwaltet das kirchliche Vermögen einschließlich
der kirchlichen Stiftungen und Anstalten der Kirchenge-
meinde, soweit deren Satzungen die Verwaltung nicht an-
ders regeln, und führt die Wirtschaft der Kirchengemeinde
nach den Bestimmungen der kirchlichen Verwaltungsord-
nung. Insbesondere stellt er den Haushaltsplan auf und
nimmt die Rechnungen der kirchlichen Kassen ab.

(3) Er erhebt die Kirchensteuern nach Maßgabe der hierfür
geltenden Ordnung, beschließt im Rahmen der von der Kreis-
synode oder Landessynode aufgestellten Richtlinien über die
Erhebung von Umlagen und über die Aufstellung von Ge-
bührenordnungen und bestimmt über die Verwendung der
kirchlichen Opfer und Kollekten, die er im Rahmen eines von
der Kirchenleitung aufgestellten Planes ausschreibt.

Artikel 63

Der Gemeindekirchenrat vertritt die Kirchengemeinde in
Rechtsangelegenheiten, insbesondere auch vor Gericht.

Artikel 64

Für besondere Einrichtungen kann der Gemeindekirchenrat
kirchengemeindliche Ordnungen oder Satzungen beschlie-
ßen. Diese können die Kirchenordnung ergänzen, dürfen ihr
aber nicht widersprechen. Sie unterliegen der Genehmigung
der Kirchenleitung, die vorher den Kreiskirchenrat hört.

Artikel 65

In welchen Fällen Entschließungen des Gemeindekir-
chenrates zu ihrer Wirksamkeit einer Mitwirkung anderer
kirchlicher Stellen, insbesondere des Kreiskirchenrates, des
Konsistoriums oder der Kirchenleitung bedürfen, richtet
sich nach den jeweils hierfür bestehenden besonderen Be-
stimmungen.

Artikel 66

(1) Zum Gemeindekirchenrat gehören die gewählten Äl-
testen, die nach Absatz 2 gewählten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und die Amtsträgerinnen und Amtsträger, die in
einem Pfarramt der Kirchengemeinde fest angestellt oder
mit der Verwaltung oder Mitverwaltung eines solchen Am-
tes betraut sind.

(2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die hauptberuflich
in der Kirchengemeinde angestellt sind, können bis zu 25
Prozent der Gesamtzahl der Ältesten (Artikel 45) gemäß Ar-
tikel 46 im Zusammenhang mit einer angeordneten Neu-
wahl von Ältesten (Artikel 47) in einem gesonderten Wahl-
gang in den Gemeindekirchenrat gewählt werden. Die Wahl
erfolgt in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln. Die Be-
stimmungen des Artikels 52 finden sinngemäß Anwendung.
Eine Wahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den
Gemeindekirchenrat erfolgt für die Dauer von acht Jahren.
Wiederwahl ist möglich.

(3) Vikarinnen und Vikare der Kirchengemeinde, die
nicht nach Absatz 1 dem Gemeindekirchenrat angehören,
sind zu den Sitzungen mit beratender Stimme hinzuzuzie-
hen. Das Gleiche gilt in den Angelegenheiten ihres Arbeits-
gebietes für die Trägerinnen und Träger sonstiger kirch-
licher Ämter und Dienste, soweit sie nicht nach Absatz 2
dem Gemeindekirchenrat angehören. Diese sind auch zur
Stellung von Anträgen berechtigt.

Artikel 67

(1) Der Gemeindekirchenrat wählt aus seiner Mitte nach
jeder Neuwahl die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Eine oder ei-
ner von beiden muss Älteste oder Ältester sein.

(2) Scheitert die nach Absatz 1 vorgeschriebene Wahl
oder liegen andere wichtige Gründe vor, so trifft der Kreis-
kirchenrat eine Regelung.

Artikel 68

(1) Die oder der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates
und deren oder dessen Stellvertreter wirken bei der Vorbe-
reitung der Sitzung des Gemeindekirchenrates und bei der
Ausführung der Beschlüsse zusammen.

(2) Für die Geschäftsführung des Gemeindekirchenrates
gilt:

1. Der Gemeindekirchenrat soll einmal im Monat zu-
sammentreten. Er muss einberufen werden, wenn ein
Drittel der Mitglieder oder die leitenden Amtsträgerin-
nen oder Amtsträger oder Organe des Kirchenkreises
oder der Pommerschen Evangelischen Kirche es begeh-
ren. Er ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der
Mitglieder anwesend ist.

2. Die Verhandlungen werden mit Gottes Wort und Gebet
eröffnet und mit Gebet beschlossen. Die oder der Vor-
sitzende leitet die Verhandlungen. Bei Abstimmungen
entscheidet die Mehrheit der Stimmen, bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die oder der Vorsitzende, bei
Wahlen das Los.

3. Wer an dem Gegenstand der Beschlussfassung persön-
lich beteiligt ist, stimmt nicht mit. Bei der Verhandlung
darf sie oder er nur mit ausdrücklicher Genehmigung
des Gemeindekirchenrates anwesend sein, vor der Ab-
stimmung hat sie oder er sich zu entfernen. Die Beach-
tung dieser Vorschriften ist in der Verhandlungsnieder-
schrift festzustellen.
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4. Die Beschlüsse sind in einem Protokollbuch aufzuzeich-
nen. Die Niederschrift ist vorzulesen und – nachdem sie
genehmigt ist – von der oder dem Vorsitzenden und der
Protokollführerin oder dem Protokollführer oder einem
weiteren Mitglied zu unterzeichnen.

5. Die Verhandlungen des Gemeindekirchenrates sind
nicht öffentlich. Die leitenden Amtsträgerinnen und
Amtsträger und die Vertreterinnen und Vertreter des
Kreiskirchenrates, des Konsistoriums und der Kirchen-
leitung können an den Beratungen jederzeit teilnehmen,
das Wort ergreifen und Anträge stellen. In besonderen
Fällen können sie den Vorsitz übernehmen.

6. Geschäftliche Maßnahmen zur Ausführung der Be-
schlüsse obliegen in der Regel der oder dem Vorsitzen-
den. Sie oder er ist für den Schriftverkehr verantwort-
lich. In eiligen Fällen ordnet sie oder er bis zum Zu-
sammentritt des Gemeindekirchenrates einstweilen das
Erforderliche im Einvernehmen mit ihrer oder seiner
Stellvertreterin oder mit ihrem oder seinem Stellvertre-
ter an.

7. Ausfertigungen der Beschlüsse des Gemeindekirchenra-
tes werden von der oder dem Vorsitzenden unterzeich-
net.

8. Urkunden über Rechtsgeschäfte sowie Verträge, die die
Kirchengemeinde Dritten gegenüber verpflichten sollen,
und Vollmachten sind namens der Kirchengemeinde
von der oder dem Vorsitzenden oder der Stellvertreterin
oder dem Stellvertreter unter Beidrückung des Siegels
zu vollziehen; dadurch wird Dritten gegenüber die Ge-
setzmäßigkeit der Beschlussfassung festgestellt.

Artikel 69

(1) Die Ältesten sollen möglichst nach dem Maß ihrer
Gaben für bestimmte Aufgaben persönlich mitverantwort-
lich sein, sei es, dass sie im Gottesdienst mitwirken, die Ge-
meindeglieder besuchen oder dass ihnen die Fürsorge für
die Aufgaben und Einrichtungen der kirchlichen Unterwei-
sung oder der Diakonie oder bestimmte äußere Angelegen-
heiten ode andere Dienste übertragen werden.

(2) Bei gegebenem Anlass kann der Gemeindekirchenrat
abweichend von Artikel 68 Abs. 2 Ziff. 6 die Geschäftsfüh-
rung anders regeln.

(3) Der Gemeindekirchenrat kann eine Älteste oder einen
Ältesten, ausnahmsweise auch ein anderes kirchlich be-
währtes Gemeindeglied, zur Kirchenmeisterin oder zum
Kirchmeister wählen. Ihnen obliegt die Sorge für die wirt-
schaftlichen Angelegenheiten der Kirchengemeinde. Sie
sind dem Gemeindekirchenrat verantwortlich. Die Tätigkeit
ist ehrenamtlich; mit ihr verbundene Ausgaben werden ver-
gütet.

Artikel 70

Der Gemeindekirchenrat kann zur Vorbereitung oder
Durchführung seiner Beschlüsse oder zur Betreuung be-
stimmter Einrichtungen oder Arbeitsgebiete Ausschüsse
oder Arbeitskreise bilden. Diese sind ihm verantwortlich
und erstatten ihm regelmäßig Bericht. Beschlüsse, die der
Kirchengemeinde rechtliche Verpflichtungen auferlegen,
können sie nicht fassen. Die oder der Vorsitzende des Ge-
meindekirchenrates kann an ihren Beratungen jederzeit teil-
nehmen.

Artikel 71

(1) Der Gemeindekirchenrat bildet zu seiner Beratung
und Unterstützung einen Gemeindebeirat.

(2) In den Gemeindebeirat beruft der Gemeindekirchen-
rat Gemeindeglieder, die sich im kirchlichen Leben bewäh-
ren und die Arbeit in der Gemeinde mittragen. Dabei sind
die Gemeindekreise zu berücksichtigen. Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Kirchengemeinde, die nicht nach Arti-
kel 66 Abs. 2 dem Gemeindekirchenrat angehören, werden
in der Regel in den Beirat berufen.

(3) Die Zahl der Mitglieder des Gemeindebeirates richtet
sich nach der Größe der Kirchengemeinde. Sie muss min-
destens die gesetzmäßige Zahl der Mitglieder des Gemein-
dekirchenrates (Artikel 66 Abs. 1) erreichen, wobei die
hauptberuflichen im Dienst der Kirchengemeinde stehenden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gemeindebeirat nicht
mitzuzählen sind. Sie soll insgesamt die vierfache gesetz-
mäßige Zahl der Mitglieder des Gemeindekirchenrates nicht
übersteigen.

(4) Die Berufung in den Gemeindebeirat erfolgt durch
den Gemeindekirchenrat für die Dauer von vier Jahren je-
weils nach vollzogener Ältestenwahl. Für den Rest dieser
Zeit können Nachberufungen erfolgen. Die Zusammenset-
zung des Gemeindebeirates wird durch Kanzelabkündigung
oder Aushang der Gemeinde bekannt gegeben mit dem Hin-
weis, dass innerhalb zwei Wochen seit der Bekanntgabe bei
der oder dem Vorsitzenden des Gemeindekirchenrates Er-
gänzungsvorschläge oder auch Einsprüche gegen die Zu-
sammensetzung eingereicht werden können; Artikel 50
Abs. 2 findet Anwendung. Über die Ergänzungsvorschläge
und Einsprüche beschließt der Gemeindekirchenrat. Gegen
dessen Entscheidung können die Beteiligten innerhalb zwei
Wochen nach Mitteilung Beschwerde beim Kreiskirchenrat
einlegen, der endgültig entscheidet. Abschließend stellt der
Gemeindekirchenrat die Zusammensetzung des Gemeinde-
beirates fest und gibt sie in der Adventszeit der Gemeinde
bekannt; dem Kreiskirchenrat ist alsdann hierüber zu be-
richten.

(5) Die oder der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates
beruft den Gemeindebeirat mindestens dreimal im Jahr zur
Beratung und Aussprache mit dem Gemeindekirchenrat ein.
Vor wichtigen Entscheidungen soll der Gemeindekirchenrat
den Beirat hören. Die Bestimmungen des Artikels 68 Abs. 2
Ziff. 5 gelten entsprechend.

Artikel 72

Der Gemeindekirchenrat soll jährlich mindestens einmal
die Gemeindeglieder zu einer Gemeindeversammlung zu-
sammenrufen. Er kann die Gemeindeversammlung zu ei-
nem Krichentag ausgestalten. Er berichtet in der Versamm-
lung über seine Arbeit und stellt den Bericht zur Ausspra-
che. Dabei soll er für berechtigte Beanstandungen und
Vorschläge zur Besserung und Bereicherung des Gemeinde-
lebens aufgeschlossen sein.

Artikel 73

(1) Wenn ein Gemeindekirchenrat beharrlich die Erfül-
lung seiner Pflichten vernachlässigt oder verweigert, kann
die Kirchenleitung ihm nach Anhörung des Kreiskirchen-
rates die weitere Ausübung seiner Tätigkeit untersagen. Da-
mit enden die Ämter der Ältesten. Die Schuldigen können in
eine Vorschlagsliste und in den Gemeindebeirat nur mit Zu-
stimmung des Kreiskirchenrates wieder aufgenommen wer-
den.

(2) Bis zu einer Neuwahl von Ältesten hat der Kreiskir-
chenrat die Aufgabe des Gemeindekirchenrates einem 
anderen Gemeindekirchenrat oder Bevollmächtigten zur
Wahrnehmung zu übertragen; diese haben dafür zu sorgen,
dass möglichst bald wieder Älteste gewählt werden. Mit de-
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ren Einführung kann der Gemeindekirchenrat seine Tätig-
keit wieder aufnehmen.

(3) Der vorhergehende Absatz ist auch anzuwenden bis
zur Bildung eines Gemeindekirchenrates in einer neu gebil-
deten Kirchengemeinde oder wenn ein Gemeindekirchenrat
wegen ungenügender Mitgliederzahl nicht mehr beschluss-
fähig ist.

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 erfolgt die Älte-
stenwahl in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen
der Artikel 42 ff.

(5) Nach der Neubildung einer Kirchengemeinde ist ent-
sprechend zu verfahren.

IV. Besondere Bestimmungen

Artikel 74

(1) Für Anstalts- und Personalgemeinden werden etwa
erforderliche besondere Bestimmungen von der Kirchenlei-
tung erlassen; bis dahin gelten die bisherigen Vorschriften
weiter.

(2) Über die Anerkennung neuer Anstaltsgemeinden ent-
scheidet die Kirchenleitung. Die Anerkennung setzt in der
Regel voraus, dass die Anstaltsgemeinde die Gewähr der
Dauer bietet, ein eigenes ständiges Pfarramt und eine eigene
gottesdienstliche Stätte besitzt.

Artikel 75

Große Kirchengemeinden können in Gemeindebezirke
gegliedert werden. Über die Bildung von Gemeindebezir-
ken beschließt der Gemeindekirchenrat im Wege der kir-
chengemeindlichen Ordnung oder die Kirchenleitung nach
Anhörung der Gemeinde- und des Kreiskirchenrates. Die
kirchengemeindliche Ordnung oder der Beschluss der Kir-
chenleitung müssen die Verteilung der Pfarrerinnen und
Pfarrer sowie der Ältesten auf die Bezirke und die Bildung
von Bezirkskirchenräten vorsehen; sie sollen den Bezirken
alle wesentlichen Aufgaben, insbesondere die Wahl der
Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Ältesten, in eigener Ver-
antwortung übertragen. Die Vertretung und Verwaltung
verbleibt dem Gemeindekirchenrat.

Artikel 76

(1) Sind mehrere Kirchengemeinden unter einem Pfarr-
amt verbunden, so treten die Gemeindekirchenräte in den
gemeinsamen Angelegenheiten des Pfarrsprengels zu ge-
meinsamer Beratung und Beschlussfassung zusammen. Für
die Führung der Geschäfte gelten die gleichen Bestimmun-
gen wie für den einzelnen Gemeindekirchenrat.

(2) Die gemeinsame Beschlussfassung der vereinigten
Gemeindekirchenräte kann durch gleichlautende Beschlüs-
se der einzelnen Gemeindekirchenräte ersetzt werden.

Artikel 77

(1) Gemeindekirchenräte benachbarter Kirchengemeinden
können für gemeinsame Angelegenheiten und Einrichtungen
unter dem Vorsitz der oder des dienstältesten Vorsitzenden zu
einem gemeinsam beratenden und beschließenden Organ zu-
sammentreten, für dessen Geschäftsführung die gleichen Be-
stimmungen wie für den einzelnen Gemeindekirchenrat gel-
ten. Aufgaben der einzelnen Kirchengemeinde dürfen nur mit
deren Einwilligung oder mit Zustimmung der Kirchenleitung
dem gemeinsamen Organ übertragen werden.

(2) Dem Kreiskirchenrat muss der Zusammentritt ange-
zeigt werden. Er oder die Kirchenleitung kann ihn auch von
sich aus anordnen, den Vorsitz anders regeln und bestim-

men, dass das gemeinsame Organ nur aus Abgeordneten der
einzelnen Gemeindekirchenräte zu bilden ist.

Artikel 78

(1) Kirchengemeinden können zur Verbesserung und
Vereinfachung ihrer Wirtschaftsführung oder zum Aus-
gleich der kirchlichen Lasten insgesamt oder in Teilberei-
chen in einem Kirchengemeindeverband oder einem kirch-
lichen Zweckverband zusammengeschlossen werden.

(2) Über die Bildung, Veränderung oder Aufhebung von
Kirchengemeindeverbänden und von kirchlichen Zweck-
verbänden beschließt nach Anhörung der Beteiligten die
Kirchenleitung. Sie trifft in einer Verbandsordnung über die
Aufgaben des Verbandes, seine Vertretung und seine Ge-
schäftsführung nähere Bestimmungen.

(3) Bis zum Erlass neuer Verbandsordnungen gelten für
die bestehenden Kirchengemeindeverbände die bisherigen
Vorschriften weiter.

(4) Die Kirchenleitung kann die Rechtsverhältnisse der
Kirchengemeindeverbände und der kirchlichen Zweckver-
bände durch Verordnung regeln.

Zweiter Abschnitt

Der Kirchenkreis

I. Aufgaben und Bereich

Artikel 79

(1) Die Kirchenkreise dienen der Förderung des geist-
lichen Wachstums der Gemeinden und der Erfüllung ge-
meinsamer Aufgaben. Sie setzen sich aus Kirchengemein-
den zusammen.

(2) Die Kirchenkreise unterstützen und ergänzen die Ar-
beit in den Kirchengemeinden und sorgen für einen Aus-
gleich der Kräfte und Lasten.

(3) Die Kirchenkreise erfüllen ihre Aufgaben in den Gren-
zen der kirchlichen Ordnung in eigener Verantwortung.

Artikel 80

(1) Über eine Neubildung, Veränderung, Aufhebung und
Vereinigung von Kirchenkreisen beschließt nach Anhörung
der Beteiligten die Kirchenleitung.

(2) Änderungen von Kirchengemeindegrenzen, die zu-
gleich Grenzen eines Kirchenkreises sind, ziehen die Verän-
derungen der Kirchenkreisgrenzen ohne weiteres nach sich.

(3) Wird eine Vermögensauseinandersetzung erforderlich,
über die die Beteiligten sich nicht einigen, so entscheidet das
Konsistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche.

II. Die Superintendentin und der Superintendent

Artikel 81

(1) Die Superintendentin und der Superintendent üben
den Dienst geistlicher Leitung im Kirchenkreis aus. Sie ach-
ten auf die rechte Verkündigung des Evangeliums und sind
Berater und Seelsorger der Pfarrerinnen und Pfarrer und an-
deren kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Kir-
chenkreis. Sie fördern das kirchliche Leben in den Kirchen-
gemeinden und in der Gemeinschaft des Kirchenkreises.

(2) Sie leiten den Kirchenkreis unter Beachtung der Ver-
antwortung anderer, insbesondere der oder des Vorsitzen-
den der Kreissynode und des Konsistoriums.

(3) Sie haben insbesondere
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1. regelmäßige Visitationen in den Kirchengemeinden
durchzuführen,

2. die Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenkreises regel-
mäßig im Pfarrkonvent zusammenzurufen, sofern dies
nicht durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des
Pfarrkonventes geschieht. Das Nähere regelt die Kon-
ventsordnung,

3. die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kirchenkreises
zu gemeinsamer Arbeit zusammenzuführen,

4. für die Zurüstung der Ältesten zu sorgen,

5. die Dienstaufsicht zu führen,

6. bei der Pfarrstellenbesetzung mitzuwirken,

7. an den von der Bischöfin oder dem Bischof oder der
Pröpstin oder dem Propst einberufenen Superintendent-
enkonventen teilzunehmen,

8. für die Einhaltung der kirchlichen Ordnung im Kirchen-
kreis zu sorgen.

(4) Sie sorgen für die Ausführung von Beschlüssen und
Anordnungen der Organe der Landeskirche unbeschadet der
Verantwortung anderer Pfarrerinnen und Pfarrer, Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter im Kirchenkreis.

(5) Die Superintendentin oder der Superintendent vertritt
den Kirchenkreis gegenüber den Organen der Landeskirche,
den anderen christlichen Konfessionen im Kirchenkreis so-
wie gegenüber der Öffentlichkeit, sofern nicht eine beson-
dere Zuständigkeit anderer Pfarrerinnen oder Pfarrer, Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter hierfür vorliegt.

Artikel 82

Die Superintendentin oder der Superintendent hat das
Recht, in jeder Gemeinde des Kirchenkreises Gottesdienste
zu halten und das Heilige Abendmahl zu spenden.

Artikel 83

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent wird
auf Vorschlag eines Ausschusses von der Kreissynode ge-
wählt. Dieser Ausschuss besteht aus fünf Vertreterinnen und
Vertretern des Kirchenkreises, die vom Kreiskirchenrat be-
nannt werden, sowie der Bischöfin oder dem Bischof und
vier weiteren Vertreterinnen und Vertretern der Landeskir-
che, die von der Kirchenleitung benannt werden. Er tritt un-
ter dem Vorsitz der Bischöfin oder des Bischofs zusammen.
Aufgrund der durch die Kreissynode vollzogenen Wahl
wird die Superintendentin oder der Superintendent durch
die Kirchenleitung in das Amt berufen.

(2) Die Berufung der Superintendentin oder des Superin-
tendenten erfolgt, sofern nicht anderes bestimmt ist, unbe-
fristet. Im gegenseitigen Einvernehmen zwischen dem Aus-
schuss gemäß Absatz 1 und der oder dem Vorzuschlagenden
kann eine Befristung festgelegt werden.

Artikel 84

(1) Zur Superintendentin oder zum Superintendenten sol-
len nur Pfarrerinnen oder Pfarrer berufen werden, die sich
im Dienst bewährt haben und mindestens zehn Jahre seit der
Ordination im Amt stehen.

(2) Die Superintendentin oder der Superintendent beklei-
det selbst ein Pfarramt. Sofern die örtlichen Verhältnisse
dies zulassen, soll sie oder er ein kleineres Pfarramt verwal-
ten und in Anwendung von Artikel 67 keinen Vorsitz im
Gemeindekirchenrat führen. Das Dienstverhältnis der
Superintendentin oder des Superintendenten unterliegt, so-
weit es nicht in der Kirchenordnung geregelt ist, den allge-
meinen Bestimmungen.

Artikel 85

Die Superintendentin oder der Superintendent wird in ei-
nem Gottesdienst durch die Bischöfin oder den Bischof oder
in deren Vertretung durch die Pröpstin oder den Propst in ihr
oder sein Amt eingeführt. Dabei wird die Berufungsurkunde
übergeben.

Artikel 86

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent wird
durch eine Amtsträgerin oder einen Amtsträger vertreten,
die oder der von der Kreissynode jedes Mal nach ihrer Neu-
bildung in den ersten Tagen gewählt wird und bis zur Wahl
einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers im Amt bleibt.

(2) Eine Vertretung von längerer Dauer kann das Konsis-
torium mit Zustimmung der Bischöfin oder des Bischofs an-
ders regeln.

Artikel 87

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent kann
durch Erklärung gegenüber dem Kreiskirchenrat von ihrem
oder seinem Amt zurücktreten. Sie oder er hat die Absicht
des Rücktritts mindestens sechs Wochen vorher der Kir-
chenleitung und dem Kreiskirchenrat anzuzeigen.

(2) Die Bischöfin oder der Bischof kann der Superinten-
dentin oder dem Superintendenten den Rücktritt nahe legen.
Folgt die Superintendentin oder der Superintendent dem Rat
der Bischöfin oder des Bischofs nicht, kann diese oder die-
ser die Entscheidung der Kirchenleitung herbeiführen. Die
Kirchenleitung beschließt über die Abberufung nach Anhö-
rung des Kreiskirchenrates.

(3) Scheidet die Superintendentin oder der Superinten-
dent aus ihrem oder seinem Amt aus, bleibt das Pfarramt,
das sie oder er innehat, davon unberührt, sofern nicht durch
kirchliche Ordnung etwas anderes bestimmt ist. Scheidet die
Superintendentin oder der Superintendent aus ihrem oder
seinem Pfarramt aus, so endet gleichzeitig ihr oder sein Amt
als Superintendentin oder Superintendent, sofern nicht
durch kirchliche Ordnung etwas anderes bestimmt ist.

III. Die Kreissynode

Artikel 88

(1) Die Kreissynode ist die Vertretung der Gesamtheit der
Kirchengemeinden innerhalb des Kirchenkreises. Sie ist be-
rufen, die Kirchengemeinden zu gemeinsamer Verantwor-
tung für das kirchliche Leben zusammenzufassen und Anre-
gungen für die kirchliche Arbeit zu geben. Sie kann zu all-
gemeinen und grundsätzlichen Fragen des kirchlichen
Lebens und zu besonders bedeutsamen Vorkommnissen im
Kirchenkreis Stellung nehmen. Sie ist durch den Kreiskir-
chenrat auf jeder Tagung über alle wichtigen Ereignisse im
Kirchenkreis und über die Tätigkeit des Kreiskirchenrates
zu unterrichten. Die Kirchengemeinden sind verpflichtet,
ihr auf Verlangen Auskünfte zu geben und Rat und Meinung
von ihr entgegenzunehmen.

(2) Die Kreissynode hat insbesondere

1. gemeinsame Arbeitsvorhaben von Kirchengemeinden
anzuregen und zu fördern,

2. für die Förderung des kirchlichen Lebens und die Auf-
rechterhaltung der kirchlichen Ordnung Sorge zu tragen, 

3. die kirchliche Kinder- und Jugendarbeit zu fördern,

4. die diakonische Arbeit in ihren verschiedenen Formen
zu fördern und zu vertreten,

5. auf die Beseitigung von Missständen hinzuwirken,



Heft 10, 2006 Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 433

6. die Beschlüsse und Anregungen der Landessynode für
die Arbeit im Kirchenkreis aufzunehmen.

Artikel 89

(1) Der Kreissynode ist vorbehalten:

1. die Vorlagen des Kreiskirchenrates oder übergeordneter
kirchlicher Organe zu erledigen und über Anträge der
Kirchengemeinden zu beschließen,

2. die ihr von der Kirche aufgetragenen Wahlen zu vollzie-
hen,

3. kreiskirchliche Ämter einzurichten,

4. besondere Einrichtungen für den Kirchenkreis zu schaf-
fen und Grundsätze für ihre Verwaltung aufzustellen,

5. über die Zustimmung zu Maßnahmen der kreiskirch-
lichen Vermögensverwaltung nach näherer Vorschrift
der kirchlichen Verwaltungsordnung zu befinden sowie
die Haushaltspläne zu beschließen und die Rechnungen
zu entlasten,

6. über Bürgschaften des Kirchenkreises und über die Auf-
nahme von Anleihen, durch die der Schuldenbestand des
Kirchenkreises vermehrt wird und nicht aus laufenden
Einkünften derselben Voranschlagsperiode zurücker-
stattet werden können, nach näheren Bestimmungen der
kirchlichen Verwaltungsordnung zu beschließen.

(2) Die laufende Verwaltung bleibt dem Konsistorium
vorbehalten.

Artikel 90

Zur Regelung besonderer Einrichtungen kann die Kreis-
synode kreiskirchliche Ordnungen oder Satzungen beschlie-
ßen, die die kirchliche Ordnung ergänzen können, ihr aber
nicht widersprechen dürfen. Sie unterliegen der Genehmi-
gung der Kirchenleitung.

Artikel 91

(1) Die Kreissynode wird von sechs zu sechs Jahren neu
gebildet.

(2) Ihr gehören an:

1. Mitglieder aus den Kirchengemeinden, die von den Ge-
meindekirchenräten gewählt werden. Für diese werden
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter gewählt, die zu-
gleich Ersatzmitglieder sind,

2. die Superintendentin oder der Superintendent,

3. Gemeindeglieder, die als Vertreterinnen oder Vertreter
der kirchlichen Werke, Einrichtungen, Ämter und Dien-
ste im Kirchenkreis entsandt werden und

4. bis zu fünf weitere Mitglieder, die der Kirchenkreisrat
berufen kann.

(3) Die Anzahl der gemäß Absatz 2 Ziff. 1 zu wählenden
Mitglieder und ihre Verteilung auf die Kirchengemeinden
bestimmt die Kreissynode auf Vorschlag des Kreiskirchen-
rates vor jeder Neuwahl. Dabei sind Anzahl der Kirchenge-
meinden, Pfarrstellen, Gemeindegliederzahl und geographi-
sche Ausdehnung der Kirchengemeinden angemessen zu
berücksichtigen. Der Kreiskirchenrat legt die Anzahl und
Verteilung der Mitglieder gemäß Absatz 2 Ziff. 3 fest.

(4) Die Zahl der Pfarrerinnen und Pfarrer und Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter als Mitglieder der Kreissynode soll
zusammen geringer sein als die Zahl der Ältesten; mindes-
tens ein Drittel sollen Frauen sein.

(5) Jedes Mitglied der Kreissynode muss ein zum Älte-
stenamt befähigtes Gemeindeglied sein.

Artikel 92

Landespfarrerinnen und Landespfarrer, Pfarrerinnen und
Pfarrer, Pastorinnen und Pastoren sowie Mitglieder der Lan-
dessynode, die im Kirchenkreis ihren Wohnsitz haben und
der Kreissynode nicht gemäß Artikel 91 angehören, können
an den Tagungen der Kreissynode mit beratender Stimme
teilnehmen.

Artikel 93

(1) Die Mitgliedschaft in der Kreissynode endet, wenn

1. die im Artikel 91 genannten Voraussetzungen nicht
mehr vorliegen oder

2. das Mitglied aus dem Kirchenkreis verzieht oder

3. ein Mitglied der Kreissynode, das zugleich Mitglied im
Gemeindekirchenrat ist, aus seinem Amt als Älteste
oder Ältester entlassen wird.

(2) Die Mitgliedschaft ruht, solange einer Mitarbeiterin
oder einem Mitarbeiter die Ausführung des Dienstes unter-
sagt ist.

Artikel 94

(1) Die Kreissynode tritt mindestens einmal jährlich zu-
sammen. Sie ist einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglie-
der, der Kreiskirchenrat, die Kirchenleitung oder das Kon-
sistorium es verlangen.

(2) Ort und Zeit der Tagung bestimmen die oder der Vor-
sitzende der Kreissynode und ihre oder seine Stellvertreter
im Einvernehmen mit dem Kreiskirchenrat. Sie bestimmen
in Abstimmung mit dem Kreiskirchenrat die Tagesordnung
unter Berücksichtigung etwaiger Vorlagen der Kirchenlei-
tung, des Konsistoriums oder der Landessynode. Die oder
der Vorsitzende macht von der Einberufung der Bischöfin
oder dem Bischof, der Pröpstin oder dem Propst, dem Präsi-
dium der Landessynode und dem Konsistorium Mitteilung.

(3) Die Tagungen der Kreissynode werden mit einem
Gottesdienst eröffnet. Die Sitzungen werden mit Gottes
Wort und Gebet eröffnet und mit Gebet beschossen. Der Ta-
gung der Kreissynode wird innerhalb des Kirchenkreises im
vorangehenden Hauptgottesdienst gedacht.

Artikel 95

(1) Bei Eintritt in die Synode legen die Mitglieder das Ge-
löbnis ab.

(2) Die oder der Vorsitzende fragt: »Ich frage Euch vor
Gott: Wollt Ihr Euer Amt als Mitglieder dieser Synode sorg-
fältig und treu, dem Worte Gottes, dem Bekenntnis und den
Ordnungen der Kirche gemäß verwalten und danach trach-
ten, dass die Kirche in allen Stücken wachse an dem, der das
Haupt ist, Christus?«

(3) Die Mitglieder antworten: »Ja, mit Gottes Hilfe.«

(4) Wer das Gelöbnis verweigert, kann nicht Mitglied der
Synode sein.

Artikel 96

(1) Die oder der Vorsitzende der Kreissynode wird bei je-
der ersten Tagung aus den Mitgliedern der Kreissynode ge-
wählt, und zwar in der Regel aus dem Kreis der nicht haupt-
beruflich beim Kirchenkreis oder einer seiner Kirchenge-
meinden Tätigen. Die Superintendentin oder der
Superintendent steht nicht zur Wahl. Die oder der Vorsit-
zende der Kreissynode bleibt bis zur Wahl ihrer oder seiner
Nachfolgerin oder ihres oder seines Nachfolgers im Amt.
Die Kreissynode wählt eine Stellvertreterin oder einen Stell-
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vertreter der oder des Vorsitzenden aus den Mitgliedern der
Kreissynode. Sie kann eine weitere Stellvertreterin oder ei-
nen weiteren Stellvertreter wählen.

(2) Zu den Aufgaben der oder des Vorsitzenden der
Kreissynode gehört die Vorbereitung der Kreissynode und
die vorläufige Legitimationsprüfung in Abstimmung mit
dem Kreiskirchenrat. Die oder der Vorsitzende koordiniert
die Arbeit der Kreissynode und ihrer Ausschüsse mit den
Organen und Einrichtungen des Kirchenkreises.

(3) Der Kirchenkreis stellt der oder dem Vorsitzenden der
Kreissynode die für ihre oder seine Arbeit erforderlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Hilfsmittel zur Ver-
fügung.

Artikel 97

Für den Geschäftsgang der Kreissynode gilt Folgendes:

1. Die oder der Vorsitzende der Kreissynode beruft diese
ein, eröffnet und schließt die Tagung, leitet die Ver-
handlungen, handhabt die äußere Ordnung und führt den
Schriftwechsel.

2. Die Verhandlungen der Kreissynode sind für alle Glie-
der der Kirche öffentlich. Die Kreissynode kann die Öf-
fentlichkeit ausschließen. Zu den Verhandlungen der
Ausschüsse haben nur die Mitglieder der Kreissynode
Zutritt.

3. Die Bischöfin oder der Bischof, die Pröpstin oder der
Propst und das Präsidium der Landessynode sowie be-
auftragte Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenlei-
tung und des Konsistoriums können an den Verhandlun-
gen der Kreissynode und ihrer Ausschüsse jederzeit teil-
nehmen, das Wort ergreifen und Anträge stellen.

4. Die Kreissynode ist beschlussfähig, wenn mehr als die
Hälfte der verfassungsmäßig zulässigen Höchstzahl ih-
rer Mitglieder anwesend ist.

5. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst, bei
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Wah-
len können durch Zuruf erfolgen. Wird dagegen Wider-
spruch erhoben, so findet Mehrheitswahl statt. Gewählt
ist, wer die meisten Stimmen erhält. Liegt nur ein Wahl-
vorschlag vor, so muss ihm mehr als die Hälfte der an-
wesenden Stimmberechtigten zustimmen.

6. Außerhalb der Tagung ist auf Beschluss des Kreiskir-
chenrates in besonderen Fällen schriftliche Abstimmung
zulässig.

7. Im Übrigen wird der Geschäftsgang der Kreissynode
durch eine Geschäftsordnung geregelt.

Artikel 98

(1) Die Kreissynode bildet für bestimmte Sachgebiete
oder Angelegenheiten Ausschüsse oder bestellt für einzelne
Vorhaben oder Aufgaben Beauftragte. Die Bildung oder Be-
stellung der Ausschüsse oder Beauftragen erfolgt für einen
begrenzten Zeitraum, der in der Regel nicht über den Zeit-
raum der Amtsdauer der Kreissynode hinausreicht.

(2) Die Ausschüsse (Beauftragten) werden im Rahmen
der nach der kirchlichen Ordnung gegebenen Zuständigkei-
ten und der ihnen von der Kreissynode oder Kreiskirchenrat
erteilten Aufträge tätig.

(3) Die Ausschüsse (Beauftragten) sind der Kreissynode
für ihre Arbeit verantwortlich.

(4) Die Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn mehr als
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.

(5) Die oder der Vorsitzende der Kreissynode und die
Superintendentin oder der Superintendent können an den
Sitzungen der Ausschüsse jederzeit beratend teilnehmen,
das Wort ergreifen und Anträge stellen.

Artikel 99

(1) Auf Beschluss oder mit Genehmigung der Kirchenlei-
tung können mehrere Kreissynoden zur Beschlussfassung
über gemeinsame Angelegenheiten und Einrichtungen zu
vereinigter Versammlung berufen werden. Die Kirchenlei-
tung regelt den Vorsitz und den Geschäftsgang.

(2) Aufgaben der einzelnen Kirchenkreise können gegen
deren Willen von den vereinigten Kreissynoden nur mit Zu-
stimmung der Landessynode übernommen werden.

IV. Der Kreiskirchenrat

Artikel 100

(1) Der Kreiskirchenrat trägt die Verantwortung für alle
Angelegenheiten des Kirchenkreises, die nicht der Synode
oder der Superintendentin oder dem Superintendenten vor-
behalten sind.

(2) Wenn die Synode nicht versammelt, ihre Einberufung
nicht möglich ist oder der Bedeutung des Gegenstandes
nicht entspricht und die Erledigung der Angelegenheiten
keinen Aufschub duldet, dann kann der Kreiskirchenrat
auch die in den Artikeln 88–90 der Synode vorbehaltenen
Aufgaben einstweilen wahrnehmen.

Artikel 101

(1) Der Kreiskirchenrat unterstützt die Superintendentin
oder den Superintendenten im Dienst der Leitung. Er soll
von der Superintendentin oder dem Superintendenten an Vi-
sitationen in den Kirchengemeinden und an der Einführung
von Pfarrerinnen und Pfarrern beteiligt werden.

(2) Der Kreiskirchenrat führt die Beschlüsse der Kreissy-
node aus.

Artikel 102

(1) Der Kreiskirchenrat ist auf lebendige Teilhabe des
Kirchenkreises und seiner Kirchengemeinden am Leben der
Landeskirche bedacht.

(2) Der Kreiskirchenrat vertritt den Kirchenkreis in
Rechtsangelegenheiten, insbesondere auch vor Gericht.

(3) Der Kreiskirchenrat besetzt die kreiskirchlichen Stel-
len.

(4) Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises und
führt dessen Wirtschaft nach den Bestimmungen der kirch-
lichen Verwaltungsordnung. Er leitet der Kreissynode die
Haushaltspläne zu und berichtet ihr über die Rechnungen.

(5) Er schreibt im Rahmen eines von der Kirchenleitung
aufgestellten Planes die kreiskirchlichen Kollekten aus und
bestimmt über ihre Verwendung.

(6) Er beaufsichtigt die Vermögensverwaltung und die
Wirtschaftsführung der Kirchengemeinden und der durch
besondere Vorstände vertretenen kirchlichen Kassen, Stif-
tungen und Anstalten unbeschadet der Verantwortung des
Konsistoriums.

(7) Er achtet auf die Wahrnehmung der Verantwortung
für das kirchliche Kunst- und Kulturgut.

Artikel 103

Die Kirchenleitung kann aus zwingenden Gründen nach
Anhörung der Gemeindekirchenräte den Kreiskirchenrat
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beauftragen, namens der einzelnen Kirchengemeinden des
Kirchenkreises Rechtsgeschäfte vorzunehmen, insbesonde-
re das Vermögen der Kirchengemeinde oder Teile desselben
seinerseits zu verwalten.

Artikel 104

(1) Der Kreiskirchenrat besteht aus der Superintendentin
oder dem Superintendenten als Vorsitzender oder Vorsit-
zendem, ihrer oder seiner Vertreterin oder Vertreter gemäß
Artikel 86 Abs. 1, der oder dem Vorsitzenden der Kreissy-
node sowie mindestens drei weiteren Mitgliedern.

(2) Die weiteren Mitglieder des Kreiskirchenrates werden
von der Kreissynode bei jeder ersten Tagung aus den Mit-
gliedern der Kreissynode gewählt. Sie bleiben im Amt, bis
die nächste Kreissynode einen neuen Kreiskirchenrat gebil-
det hat. Die Zahl der hauptberuflichen beim Kirchenkreis
oder bei einer seiner Kirchengemeinden Tätigen darf mit
Einschluss der Superintendentin oder des Superintendenten
die Hälfte aller Mitglieder des Kreiskirchenrates nicht über-
steigen.

(3) Für die Mitglieder des Kreiskirchenrates gemäß Ab-
satz 2 werden Stellvertreter gewählt. Die Voraussetzungen
und die Reihenfolge ihres Eintritts regelt die Kreissynode.

Artikel 105

Für den Geschäftsgang des Kreiskirchenrates gilt Folgen-
des:

1. Der Kreiskirchenrat muss mindestens alle drei Monate
einmal zusammentreten. Er muss ferner einberufen 
werden, wenn zwei Mitglieder, die Kirchenleitung oder
das Konsistorium es verlangen. Er ist beschussfähig,
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
Artikel 68 (2) Ziff. 2, 3, 5 und 6 findet entsprechend An-
wendung. Schriftliche Befragung und Abstimmung ist
zulässig, wenn kein Mitglied widerspricht.

2. Jedes Mitglied des Kreiskirchenrates soll für bestimmte
Aufgaben im Besonderen verantwortlich sein. Im Rah-
men dieser Aufgaben soll es die laufenden Geschäfte
unter Mitwirkung der oder des Vorsitzenden erledigen.

3. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Kreiskir-
chenrates ist jeweils eine Niederschrift zu fertigen, die
von der oder dem Vorsitzenden und der Protokollführe-
rin oder dem Protokollführer oder einem weiteren Mit-
glied zu unterzeichnen ist. Ausfertigungen der Be-
schlüsse werden von der oder dem Vorsitzenden unter-
zeichnet. Urkunden über Rechtsgeschäfte, die den
Kirchenkreis Dritten gegenüber verpflichten sollen, und
Vollmachten sind namens des Kirchenkreises von der
oder dem Vorsitzenden oder der oder dem Stellvertreter
unter Beidruckung des Siegels zu vollziehen; dadurch
wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Be-
schlussfassung festgestellt.

Dritter Abschnitt

Die Pommersche Evangelische Kirche

I. Aufgaben und Bereich

Artikel 106

(1) In der Pommerschen Evangelischen Kirche sind ihre
Kirchengemeinden und Kirchenkreise zu gemeinsamem
kirchlichen Leben und Handeln zusammengeschlossen. Mit
der Aufgabe, das heimatkirchliche Leben zu pflegen, ver-
bindet die Landeskirche das Bestreben, in den Kirchenge-
meinden das Bewusstsein der kirchlichen Einheit wachzu-
halten, ihnen die Weite und Erfahrung des gesamtkirch-

lichen Lebens zu vermitteln und den brüderlichen Dienst der
Gemeinden aneinander zu verwirklichen.

(2) Die Pommersche Evangelische Kirche ist Rechts-
nachfolgerin des Provinzialsynodalverbandes der ehemali-
gen Kirchenprovinz Pommern und der Evangelischen Lan-
deskirche Greifswald.

Artikel 107

Änderungen der Grenzen der Pommerschen Evangeli-
schen Kirche können vorbehaltlich der gesamtkirchlichen
Bestimmungen mit den benachbarten Kirchen vereinbart
werden; die Vereinbarungen bedürfen der Bestätigung
durch die Landessynode.

Artikel 108

(1) Die Pommersche Evangelische Kirche ist eine Kirche
lutherischen Bekenntnisses. Sie ist Gliedkirche der Evange-
lischen Kirche der Union und der Evangelischen Kirche in
Deutschland.

(2) Sie gewährt allen Gliedern evangelischer Kirchen An-
teil an der Gemeinschaft des Gottesdienstes und der Sakra-
mente.

(3) Sie ist Mitgliedskirche des Lutherischen Weltbundes
und des Ökumenischen Rates der Kirchen.

II. Das leitende geistliche Amt

Artikel 109

(1) Das leitende geistliche Amt der Pommerschen Evan-
gelischen Kirche wird durch die Bischöfin oder den Bischof
wahrgenommen. Zur Unterstützung im seelsorgerlichen
Dienst an Pfarrerinnen und Pfarrern und Gemeinden werden
Pröpstinnen oder Pröpste berufen.

(2) Die Bischöfin oder der Bischof und die Pröpstinnen
oder Pröpste sind zum Dienst der öffentlichen Verkündi-
gung des Wortes Gottes und der Verwaltung der Sakramen-
te berufene Pfarrerinnen oder Pfarrer. Sie leiten die Kir-
chengemeinden, ihre Pfarrerinnen und Pfarrer und Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, indem sie darauf achten, dass das
Wort Gottes lauter und rein verkündigt wird, die Sakramen-
te recht verwaltet werden und die Gemeinden ihrer Beru-
fung eingedenk bleiben, Salz der Erde und Licht der Welt zu
sein. Ihr Hirtenamt weist sie auf eine ständige Verbindung
zu den Gemeinden, Pfarrerinnen und Pfarrern und Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern. Sie versehen an ihnen einen per-
sönlichen seelsorgerlichen Dienst in geistlicher Beratung
und Gespräch. Sie stehen allen zur Verfügung, die ihres
Dienstes bedürfen.

(3) Der Dienst der Bischöfin oder des Bischofs erstreckt
sich auf den ganzen Bereich der Pommerschen Evangeli-
schen Kirche, der Dienst der Pröpstin oder des Propstes auf
den Sprengel, der ihr oder ihm übertragen ist. Die Zahl der
Sprengel und deren Abgrenzung bestimmt die Landessyno-
de.

1. Die Pröpstinnen und Pröpste

Artikel 110

(1) Die Pröpstin oder der Propst ist in ihrem oder seinem
Sprengel zur Vertretung für die Bischöfin oder den Bischof
in allen geistlichen Angelegenheiten, die nicht Aufgabe der
Verwaltung sind, berufen.

(2) Sie führen ihr Amt im Einvernehmen mit der Bischö-
fin oder dem Bischof. In der Erfüllung ihrer Aufgaben sind
die Pröpstinnen oder Pröpste selbständig. In grundsätz-
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lichen Fragen müssen sie sich mit der Bischöfin oder dem
Bischof verständigen.

(3) Auf Einladung der Bischöfin oder des Bischofs und
unter deren oder dessen Vorsitz treffen sich die Bischöfin
oder der Bischof und die Pröpstinnen oder Pröpste zu regel-
mäßigen Beratungen, an denen in der Regel auch die weite-
re Dezernentin oder der weitere Dezernent des Konsistori-
ums teilnimmt.

Artikel 111

(1) Die Pröpstin oder der Propst hat in ihrem oder seinem
Sprengel die Aufgabe geistlicher Begleitung und der Förde-
rung der Weiterbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer und
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Ziel, dass ihr
Dienst evangeliumsgemäß und situationsgerecht geschieht.

(2) Die Pröpstin oder der Propst begleitet die Vikarinnen
und Vikare in ihrem kirchlichen Vorbereitungsdienst und
hält Verbindung zu denen in ihrem oder seinem Sprengel,
die in der Ausbildung für einen kirchlichen Beruf stehen.

(3) Die Pröpstin oder der Propst betreut in ihrem oder sei-
nem Sprengel die im Ruhestand lebenden Pfarrerinnen und
Pfarrer und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Artikel 112

(1) Durch Besuche der Gemeinden, durch Teilnahme an
Pfarr- und Mitarbeiterkonventen, Kreissynoden und Kreis-
kirchentagen und durch Beteiligung an von der Bischöfin
oder dem Bischof veranstalteten Visitationen fördert die
Pröpstin oder der Propst das geistliche Leben in den Kir-
chengemeinden und -kreisen ihres oder seines Sprengels.

(2) Die Berichte der Visitationskommission über die in
den Gemeinden durchgeführten Visitationen gehen der
Pröpstin oder dem Propst in Abschrift zu. Sie oder er wertet
sie unter dem Gesichtspunkt des geistlichen Lebens der Kir-
chengemeinden aus.

(3) In den Kreissynoden und Pfarrkonventen sowie in den
Sitzungen der Gemeinde- und Kreiskirchenräte kann die
Pröpstin oder der Propst jederzeit das Wort ergreifen und
Anträge stellen. Auf Verlangen der Pröpstin oder des Prop-
stes sind die Vorsitzenden der Kreis- und Gemeindekirchen-
räte verpflichtet, den Kreiskirchenrat oder den Gemeinde-
kirchenrat zu einer Sitzung einzuberufen. Das Gleiche gilt
für die Einberufung der Konvente durch deren Vorsitzen-
den.

Artikel 113

Die Pröpstin oder der Propst fördert durch wechselseitige
Information die Verbindung zwischen den Kirchengemein-
den und Kirchenkreisen ihres oder seines Sprengels und den
Organen der Leitung und Verwaltung der Landeskirche. Sie
oder er bringt in die Beratung der Kirchenleitung die geist-
lichen Belange der Kirchengemeinden und Kirchenkreise
ein. Sie tragen dazu bei, dass die Beschlüsse der Kirchenlei-
tung in den Kirchengemeinden und Kirchenkreisen partner-
schaftliche Hilfe erfahren werden.

Artikel 114

(1) Die Pröpstin oder der Propst übt ihren oder seinen
Dienst unbeschadet der Verantwortung der Superintenden-
tin oder des Superintendenten aus.

(2) Zusätzliche Dienste können der Pröpstin oder dem
Propst übertragen werden, sofern sie sich mit den Aufgaben
nach Artikel 110–113 vereinbaren lassen.

Artikel 115

Die Pröpstin oder der Propst hat das Recht, in jeder Ge-
meinde ihres oder seines Sprengels Gottesdienst zu halten
und das Heilige Abendmahl zu spenden.

Artikel 116

(1) Die Pröpstin oder der Propst wird nach Anhörung der
Superintendentinnen oder der Superintendenten ihres oder
seines Sprengels auf Vorschlag der Bischöfin oder des Bi-
schofs durch die Kirchenleitung berufen. Die Berufung be-
darf der Bestätigung durch die Landessynode.

(2) Die Berufung erfolgt in der Regel im Hauptamt. Eine
befristete Berufung ist möglich. Der Pröpstin oder dem
Propst wird ein Predigtauftrag in einer Kirchengemeinde ih-
res oder seines Sprengels übertragen.

(3) Die Pröpstin oder der Propst wird von der Bischöfin
oder dem Bischof in einem Gottesdienst eingeführt. Das
Amtskreuz und die Berufungsurkunde werden ihr oder ihm
bei ihrer oder seiner Einführung übergeben.

Artikel 117

Die Vertretung der Pröpstin oder des Propstes regelt die
Bischöfin oder der Bischof. Bei einer Verhinderung von
längerer Dauer und im Falle der Vakanz des Amtes kann die
Kirchenleitung eine Vertreterin oder einen Vertreter bestel-
len.

Artikel 118

Die Pröpstin oder der Propst kann von ihrem oder seinem
Amt zurücktreten, wenn die Kirchenleitung zustimmt. Die
Bischöfin oder der Bischof kann ihr oder ihm nach Beratung
der Kirchenleitung den Rücktritt nahe legen. Folgt die Pröp-
stin oder der Propst dem Rat der Bischöfin oder des Bi-
schofs nicht, kann die Kirchenleitung erforderlichenfalls die
Abberufung beschließen.

2. Die Bischöfin oder der Bischof

Artikel 119

(1) Die Bischöfin oder der Bischof übt den Dienst geist-
licher Leitung für den gesamten Bereich der Pommerschen
Evangelischen Kirche aus. Ihr oder ihm ist die Fürsorge für
die Einigkeit der Kirche im Glauben und in der Liebe sowie
für das Wachstum der Kirche in der Fülle ihrer Ämter und
ihrer lebendigen Kräfte besonders anbefohlen.

(2) Durch Besuche sowie durch Visitationen dient die Bi-
schöfin oder der Bischof den Gemeinden und nimmt Ein-
blick in das Gemeindeleben.

(3) Zu gegenseitiger Information und geistlicher Beratung
hält sie oder er regelmäßig Konvente mit den Superintend-
entinnen und den Superintendenten und den Pröpstinnen
und den Pröpsten, an denen in der Regel auch die Mitglieder
des Kollegiums sowie die Landespfarrerinnen und die Lan-
despfarrer teilnehmen. Beraterinnen und Berater sowie Gä-
ste können eingeladen werden.

(4) Sie oder er ordiniert die Pfarrerinnen und Pfarrer, so-
fern sie oder er diesen Dienst nicht der zuständigen Pröpstin
oder dem zuständigen Propst oder Superintendentin oder
Superintendenten überträgt.

(5) Sie oder er bemüht sich um die Förderung des theolo-
gischen Nachwuchses und leitet die theologischen Prüfun-
gen.

(6) Sie oder er hat die oberste Leitung des katechetischen
Dienstes.
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(7) Zur Pflege der wissenschaftlichen Arbeit in der Kir-
che hält sie oder er Verbindungen mit der Theologischen
Fakultät der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald.

(8) Zu ihrer oder seiner Zuständigkeit gehört die Einwei-
hung von Kirchen und Kapellen.

Artikel 120

Es ist besondere Aufgabe der Bischöfin oder des Bi-
schofs, die geistigen Bewegungen der Zeit zu verfolgen und
sich von der Lage der Kirche in Zeit und Welt und den be-
sonders hervortretenden kirchlichen Aufgaben ständig Re-
chenschaft zu geben. Es ist Gegenstand ihrer oder seiner
Sorge, dass die Kirche die Erkenntnisse und Kräfte, die die
Heilige Schrift und die Bekenntnisse darbieten, für das ge-
samte Leben des Volkes fruchtbar macht. Sie oder er hat das
Recht, in Hirtenbriefen zu den Gemeinden zu sprechen und
das Zeugnis des Evangeliums auch in bedeutsamen Fragen
des öffentlichen Lebens mahnend und warnend, erbauend
und tröstend zu verkündigen.

Artikel 121

(1) Die Bischöfin oder der Bischof vertritt die Pommer-
sche Evangelische Kirche inmitten der Pfarrerinnen und
Pfarrer und Gemeinden, im Kreise der Bischöfinnen und Bi-
schöfe und leitenden Amtsträgerinnen und Amtsträger der
deutschen evangelischen Kirchen, gegenüber den Kirchen
der Ökumene sowie gegenüber den anderen christlichen
Konfessionen und in der Öffentlichkeit der Welt.

(2) Die Vorschriften des Artikel 134 Abs. 1 über die
rechtlichen Vertretungen der Kirche bleiben hierdurch un-
berührt.

Artikel 122

(1) Die Bischöfin oder der Bischof wird auf Vorschlag
des Bischofswahlkollegiums durch die Landessynode ge-
wählt und im Hauptamt berufen. Eine befristete Berufung
ist möglich. Das Nähere regelt ein Kirchengesetz, das auch
die Vorschriften über die Beendigung des Dienstes enthält.

(2) Die Einführung findet in einem Gottesdienst statt. Da-
bei werden der Bischöfin oder dem Bischof das Amtskreuz
und die Berufungsurkunde übergeben. Damit übernimmt sie
oder er das bischöfliche Amt.

(3) Der Bischöfin oder dem Bischof wird von der Kir-
chenleitung gleichzeitig ein Predigtamt in einer Kirchenge-
meinde ihres oder seines Amtssitzes übertragen. Von den
übrigen Pflichten eines Gemeindepfarrers ist sie oder er ent-
bunden.

(4) Die Bischöfin oder der Bischof hat das Recht, in allen
Gemeinden der Pommerschen Evangelischen Kirche Got-
tesdienst zu halten und das Heilige Abendmahl zu spenden.

Artikel 123

(1) Die Kirchenleitung stellt der Bischöfin oder dem Bi-
schof diejenigen Hilfskräfte und Einrichtungen zur Verfü-
gung, deren sie oder er für sein Amt bedarf. Sie oder er kann
auch die Mitglieder und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Konsistoriums zur Erledigung ihrer oder seiner Aufga-
ben heranziehen.

(2) Die Bischöfin oder der Bischof wird in ihren oder sei-
nen rein geistlichen Obliegenheiten insbesondere in allen
gottesdienstlichen Handlungen durch die oder den zuständi-
gen – im Zweifelsfall durch die dienstälteste oder den
dienstältesten – Pröpstin oder Propst vertreten. Bei einer
Verhinderung von längerer Dauer und im Falle der Vakanz

des bischöflichen Amtes kann die Kirchenleitung eine
Amtsverweserin oder einen Amtsverweser bestellen.

III. Die Landessynode

Artikel 124

(1) Die Landessynode ist die Vertretung der Gesamtheit
der Kirchengemeinden im Bereich der Pommerschen Evan-
gelischen Kirche.

(2) Die Landessynode hat dafür einzutreten, dass das
Evangelium von Jesus Christus mit Wort und Tat schriftge-
mäß und gegenwartsnah verkündigt und bezeugt wird. Da-
mit trägt sie zur ständigen Erneuerung der Kirche bei. Sie
wird auf Gefahren und Schäden im Leben und Dienst der
Kirche rechtzeitig hinweisen und ihnen entgegentreten.
Durch das Evangelium ist sie in die Verantwortung für das
Leben in der Gesellschaft und in der Welt gerufen.

(3) Die Landessynode begleitet mit ihrer Arbeit das Le-
ben und den Dienst der Kirchengemeinden und Kirchen-
kreise und vermittelt ihnen Anregungen und Hilfe. Sie kann
sich an alle Kirchengemeinden, Kirchenkreise und kirch-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wenden und zu al-
len wichtigen kirchlichen Fragen Stellung nehmen.

(4) Die Landessynode handelt als Gemeinschaft im Ver-
trauen auf den Herrn und in seiner Nachfolge. Sie soll im
Gehorsam gegen ihn frei handeln und ihre Unabhängigkeit
wahren.

Artikel 125

(1) Die Landessynode beschließt die Kirchenordnung.

(2) Die Landessynode beschließt die Kirchengesetze und
entsprechende Ordnungen, soweit nicht gesamtkirchliche
Ordnungen dem entgegenstehen. Sie kann Gesetzgebungs-
rechte auf die Evangelische Kirche in Deutschland und an-
dere kirchliche Zusammenschlüsse übertragen.

Artikel 126

(1) Die Landessynode erledigt die Vorlagen der Kirchen-
leitung, der Bischöfin oder des Bischofs, des Konsistoriums
und der ständigen Ausschüsse der Landessynode sowie die
Vorlagen der gesamtkirchlichen Organe.

(2) Sie beschließt über die aus ihrer Mitte gestellten An-
träge und über Anträge der Kreissynoden, Kreiskirchenräte,
Pfarr- und Mitarbeiterkonvente.

(3) Die Landessynode entscheidet insbesondere über

1. die Einführung neuer Agenden und Gesangbücher,

2. die Einrichtung landeskirchlicher Werke und Dienste
sowie die Grundsätze für deren Arbeit,

3. den landeskirchlichen Haushalt und die Ausschreibun-
gen der Umlagen,

4. die Richtlinien für die Aufstellung des Kollektenplanes
der Landeskirche.

Artikel 127

(1) Die Landessynode nimmt die Berichte, die ihr von der
Kirchenleitung, von der Bischöfin oder dem Bischof und
vom Konsistorium zu geben sind, entgegen. Sie prüft diese
Berichte und nimmt dazu Stellung.

(2) Die Landessynode hat das Recht, sich über alle Vor-
gänge im Leben der Landeskirche unterrichten zu lassen.
Sie kann diese zum Gegenstand ihrer Beratung machen und
im Rahmen der kirchlichen Ordnungen und ihrer Zuständig-
keit darüber beschließen.
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(3) Die Landessynode vollzieht die ihr aufgetragenen
Wahlen.

(4) Die Landessynode nimmt die ihr aus kirchlichen Zu-
sammenschlüssen entstehenden Aufgaben wahr.

(5) Die Landessynode nimmt an den theologischen Prü-
fungen durch Mitglieder teil, die sie aus ihrer Mitte wählt.

Artikel 128

(1) Die Landessynode wird von sechs zu sechs Jahren neu
gebildet.

(2) Ihr gehören an:

1. Mitglieder aus den Kirchengemeinden, die gemäß Ab-
satz 3 von den Kreissynoden gewählt werden,

2. Mitglieder, die von den Werken und Einrichtungen be-
stimmt werden und die die Ämter und Dienste gemäß
Artikel 32–39 vertreten; das Nähere bestimmt Absatz 4,

3. die Bischöfin oder der Bischof, die Pröpstinnen und die
Pröpste, die Superintendentinnen und Superintendenten,
die Leiterin oder der Leiter des Konsistoriums, die wei-
tere Dezernentin oder der weitere Dezernent sowie die
Professorin oder der Professor der Theologie, die oder
der durch Zuwahl in die Kirchenleitung berufen wird,

4. eine oder ein von der Theologischen Fakultät der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität Greifswald gewählte Profes-
sorin oder gewählter Professor der Theologie und

5. bis zu fünf weitere Mitglieder, die von der Kirchenlei-
tung berufen werden.

(3) Jede Kreissynode wählt aus ihrem Kirchenkreis elf
Mitglieder der Landessynode, darunter drei Inhaberinnen
oder Inhaber eines Gemeindepfarramtes. Die anderen acht
dürfen nicht in einem kirchlichen Arbeits- oder Dienstver-
hältnis stehen. Für diese acht werden drei Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter gewählt, die zugleich Ersatzmitglie-
der sind.

(4) Die Kirchenleitung und das Präsidium der Landessy-
node legen gemeinsam fest,

1. welche Werke und Einrichtungen sowie Ämter und
Dienste gemäß Absatz 2 Ziff. 2 in der Landessynode
vertreten sein sollen,

2. durch welche Vertretungen diese Mitglieder der Landes-
synode zu wählen sind,

3. ob eine Berufung vorzunehmen ist, die durch die Kir-
chenleitung und das Präsidium der Landessynode er-
folgt.

(5) Die Zahl der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter als Mitglieder der Landessynode
soll zusammen geringer sein als die Zahl der Ältesten; min-
destens ein Drittel sollen Frauen sein.

(6) Jedes Mitglied der Landessynode muss ein zum Älte-
stenamt befähigtes Gemeindeglied sein.

(7) Beim Eintritt in die Landessynode findet Artikel 95
Anwendung.

(8) Die Mitglieder der Landessynode sind in ihren Ent-
scheidungen nicht an Weisungen gebunden. Sie sind jedoch
den Kreissynoden berichtspflichtig.

Artikel 129

(1) Die Landessynode wählt während ihrer ersten Tagung
nach der Neuwahl aus ihrer Mitte das Präsidium.

(2) Das Präsidium der Landessynode besteht aus der oder
dem Präses und der oder dem ersten und zweiten Vizeprä-

ses. Unter den drei Mitgliedern des Präsidiums soll nur eine
Theologin oder ein Theologe sein. Die Bischöfin oder der
Bischof, die Pröpstinnen oder Pröpste sowie die Leiterin
oder der Leiter des Konsistoriums und die weitere Dezer-
nentin oder der weitere Dezernent stehen nicht zur Wahl.
Die Mitglieder des Präsidiums bleiben bis zur Wahl ihrer
Nachfolgerinnen oder Nachfolger im Amt.

(3) Das Präsidium sorgt für die Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Nacharbeit der Tagungen der Landessynode. Es
vertritt die Landessynode, insbesondere gegenüber den
Kreissynoden.

(4) Das Präsidium beruft die Landessynode ein und setzt
Ort und Beginn der Tagung nach Absprache mit der Kir-
chenleitung fest. Auf Verlangen von einem Drittel ihrer
Mitglieder oder auf Verlangen der Kirchenleitung hat das
Präsidium die Landessynode einzuberufen.

(5) In Absprache mit der Kirchenleitung bereitet das Prä-
sidium die Tagungen vor und legt die vorläufige Tagesord-
nung fest. Die Landessynode beschließt die Tagesordnung.

(6) Das Präsidium prüft die Mitgliedschaft in der Landes-
synode und stellt die Beendigung der Mitgliedschaft fest.

(7) Die Tagungen der Landessynode werden vom Präsi-
dium geleitet.

(8) Das Präsidium teilt die von der oder dem Präses aus-
gefertigten Beschlüsse der Landessynode, der Kirchenlei-
tung und dem Konsistorium mit, soweit sich aus dem Inhalt
der Beschlüsse nicht etwa anderes ergibt.

(9) Das Präsidium achtet auf die Durchführung der Be-
schlüsse der Landessynode. Es begleitet die Arbeit der Aus-
schüsse der Landessynode.

(10) Das Präsidium hält enge Verbindung zu den Kreis-
synoden und delegiert nach Möglichkeit ein Mitglied des
Präsidiums zu deren Tagungen.

Artikel 130

(1) Die Landessynode tritt in der Regel mindestens ein-
mal im Jahr zusammen.

(2) Die Landessynode versammelt sich während ihrer Ta-
gung zum Gottesdienst. Ihre Sitzungen werden mit Gottes
Wort und Gebet eröffnet und mit Gebet geschlossen.

(3) Der Tagung der Landessynode wird in allen Gemein-
den der Pommerschen Evangelischen Kirche im Gottes-
dienst fürbittend gedacht.

(4) Die Landessynode ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind.

(5) Die Verhandlungen der Landessynode sind für alle
Glieder der Kirche öffentlich. Die Landessynode kann die
Öffentlichkeit ausschließen. Zu den Verhandlungen der Ta-
gungsausschüsse haben nur die Mitglieder der Synode, mit-
arbeitende Gäste und die erforderlichen Beraterinnen und
Berater Zutritt.

(6) Änderungen der Kirchenordnung müssen in zwei Le-
sungen an verschiedenen Tagen beschlossen werden und
bedürfen in der zweiten Lesung der Zustimmung von min-
destens zwei Dritteln der anwesenden Stimmberechtigten.

(7) Kirchengesetze erfordern eine zweimalige Beratung
und Beschlussfassung.

(8) Kirchengesetze werden von der oder dem Präses der
Landessynode ausgefertigt und von der Kirchenleitung im
Amtsblatt verkündet. Sie treten, wenn nichts anderes be-
stimmt ist, mit dem vierzehnten Tag nach der Ausgabe des
Blattes in Kraft. Ist die baldige Verkündung im Amtsblatt
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nicht möglich, so ist auf anderem Wege für eine möglichst
umfassende Bekanntgabe Sorge zu tragen. In diesem Falle
treten die Kirchengesetze, wenn nichts anderes bestimmt ist,
einen Monat nach der Beschlussfassung in Kraft.

(9) Im Übrigen regelt die Landessynode ihren Geschäfts-
gang durch eine Geschäftsordnung.

Artikel 131

(1) Die Landessynode kann für bestimmte Sachgebiete
oder Angelegenheiten ständige Ausschüsse bilden. Die Bil-
dung dieser Ausschüsse erfolgt für einen begrenzten Zeit-
raum, in der Regel für die Dauer der Amtszeit der Landes-
synode.

(2) Die ständigen Ausschüsse stehen in ihrem Sachgebiet
der Landessynode sowie der Kirchenleitung und dem Kon-
sistorium für die Erledigung von Aufträgen zur Verfügung.
Die Erteilung der Aufträge der Kirchenleitung und des Kon-
sistoriums erfolgt unter Mitteilung an das Präsidium der
Landessynode. Die Ausschüsse sind an die ihnen erteilten
Arbeitsaufträge gebunden.

(3) Die ständigen Ausschüsse sind der Landessynode ver-
antwortlich. Zwischen deren Tagungen halten sie Verbin-
dung zur Kirchenleitung und zum Präsidium der Landessy-
node und unterrichten diese über ihre Arbeit.

(4) Die ständigen Ausschüsse übergeben ihre Arbeitser-
gebnisse dem kirchenleitenden Organ, von dem sie den ent-
sprechenden Auftrag erhalten haben. Bei Vorlagen an die
Landessynode ist zuvor ein Einvernehmen mit der Kirchen-
leitung anzustreben.

(5) Die Mitglieder der ständigen Ausschüsse werden von
der Landessynode gewählt. Erforderlichenfalls kann die
Kirchenleitung für den Zeitraum bis zur nächsten Tagung
der Landessynode weitere Mitglieder in die Ausschüsse be-
rufen. Vertreterinnen und Vertreter des Präsidiums, der Kir-
chenleitung und des Konsistoriums können beratend an der
Arbeit der Ausschüsse teilnehmen.

(6) Die ständigen Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.

(7) Die Abstimmung der Arbeit der ständigen Ausschüs-
se untereinander erfolgt, soweit dies im Interesse der Arbeit
der Landessynode erforderlich ist, durch das Präsidium.

IV. Die Kirchenleitung

Artikel 132

(1) Die Kirchenleitung ist für alle Leitungsaufgaben der
Landeskirche zuständig, die nicht der Landessynode oder
anderen Leitungsorganen der Landeskirche vorbehalten
sind. Wenn die Landessynode nicht versammelt ist, nimmt
die Kirchenleitung auch die in Artikel 124 Abs. 2 und 3 ge-
nannten Aufgaben wahr.

(2) Die Kirchenleitung kann auch Aufgaben wahrnehmen,
die der Landessynode vorbehalten sind, wenn deren Einbe-
rufung nicht möglich ist oder der Bedeutung des Gegenstan-
des nicht entspricht und die Erledigung der Angelegenheiten
keinen Aufschub duldet. In solchen Fällen kann die Kirchen-
leitung Angelegenheiten, die den Erlass eines Kirchengeset-
zes erfordern, durch Verordnung regeln. Die Verordnung ist
der Landessynode bei ihrem nächsten Zusammentritt zur Ge-
nehmigung vorzulegen. Wird sie nicht genehmigt, so hat die
Kirchenleitung sie aufzuheben. Eine Änderung der Kirchen-
ordnung auf diesem Wege ist nicht möglich.

(3) Die Kirchenleitung führt die Beschlüsse der Landes-
synode durch und erlässt insbesondere die notwendigen
Ausführungsbestimmungen.

(4) Die Kirchenleitung ist an die Beschlüsse der Landes-
synode gebunden und ihr gegenüber berichtspflichtig. Ge-
gen Beschlüsse der Landessynode kann die Kirchenleitung
innerhalb von drei Monaten Einspruch erheben, wenn min-
destens zwei Drittel ihrer Mitglieder zustimmen. Der
Gegenstand ist der Landessynode bei ihrer nächsten Zu-
sammenkunft nochmals vorzulegen. Hält sie ihre Entschei-
dung aufrecht, so ist danach zu verfahren.

Artikel 133

(1) Die Kirchenleitung soll sich vor allem für Angelegen-
heiten von allgemeinkirchlicher Bedeutung und für Einzel-
fragen von besonderer Wichtigkeit verantwortlich wissen.
Sie kann sich über alle Vorgänge im Leben der Landeskir-
che unterrichten lassen, diese zum Gegenstand ihrer Bera-
tung machen und im Rahmen der kirchlichen Ordnung und
ihrer Zuständigkeit darüber beschließen.

(2) Die Kirchenleitung beruft, soweit nicht etwas anderes
bestimmt ist, die Inhaberinnen und Inhaber landeskirch-
licher Stellen, die Mitglieder des Kollegiums des Konsisto-
riums sowie die anderen Amtsträgerinnen und Amtsträger
der kirchenleitenden Dienste.

Artikel 134

(1) Die Kirchenleitung vertritt die Pommersche Evangeli-
sche Kirche. Zur Vertretung in Rechtsangelegenheiten, ins-
besondere vor Gericht, ist auch das Konsistorium ermäch-
tigt.

(2) Die Kirchenleitung kann auch andere Angelegenhei-
ten, die die kirchliche Ordnung ihr zuweist, in geeigneten
Fällen dem Konsistorium zur Erledigung übertragen. Das
Konsistorium hat in solchen Fällen auf die Ermächtigung
Bezug zu nehmen.

Artikel 135

(1) Die Kirchenleitung hat Beschlüsse der Gemeindekir-
chenräte, der Kreissynode und ihrer Ausschüsse, der Kreis-
kirchenräte sowie der Leitungsorgane landeskirchlicher
Einrichtungen außer Kraft zu setzen, wenn sie mit Schrift
und Bekenntnis nicht vereinbar sind und die dadurch für das
kirchliche Leben entstehende Gefahr auf andere Weise nicht
zu beheben ist. Bis zur Entscheidung in der Sache ist der Be-
schluss nicht auszuführen. Die Körperschaft, deren Be-
schluss außer Kraft gesetzt wird, kann eine nochmalige Prü-
fung und Entscheidung verlangen, die nicht früher als zwei
Monate nach der ersten erfolgen darf.

(2) Beschlüsse der in Absatz 1 genannten Körperschaf-
ten, die das Recht verletzen oder die einheitliche Finanz-
wirtschaft der Kirche gefährden, setzt das Konsistorium au-
ßer Kraft. Hiergegen ist innerhalb eines Monates die Be-
schwerde an die Kirchenleitung zulässig.

Artikel 136

(1) Der Kirchenleitung gehören an:

1. die Bischöfin oder der Bischof und die Pröpstinnen und
Pröpste,

2. die oder der Präses der Landessynode,

3. acht weitere Mitglieder der Landessynode, die von der
Synode jedes Mal nach ihrer Neubildung in der ersten
Tagung gewählt werden und bis zur Wahl ihrer Nachfol-
gerinnen oder Nachfolger im Amt bleiben. Nicht mehr
als die Hälfte sollen hauptberuflich in der Kirche tätig
sein. Wiederwahl ist zulässig,

4. die Leiterin oder der Leiter des Konsistoriums und die
weitere Dezernentin oder der weitere Dezernent.
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(2) Falls sich unter den gemäß Absatz 1 Ziff. 3 gewählten
Synodalen keine Professorin oder kein Professor der Theo-
logie der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald befin-
det, kann die Kirchenleitung durch Zuwahl eine oder einen
solchen berufen.

(3) Für die von der Landessynode gewählten Mitglieder
ist je eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu wählen,
die oder der im Falle längerer Verhinderung des ordent-
lichen Mitgliedes an deren oder dessen Stelle an den Bera-
tungen der Kirchenleitung teilnimmt und auch Ersatzmit-
glied ist.

(4) Die nicht zur Kirchenleitung gehörenden Mitglieder
des Kollegiums, weitere Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter
des Konsistoriums, Beraterinnen oder Berater sowie Gäste
können von der Kirchenleitung erforderlichenfalls zu ihren
Sitzungen hinzugezogen werden.

Artikel 137

(1) Vorsitzende oder Vorsitzender der Kirchenleitung ist
die Bischöfin oder der Bischof, in deren Stellvertretung die
oder der Präses der Landessynode. Eine weitere Stellvertre-
tung wählt die Kirchenleitung aus ihrer Mitte.

(2) Die Kirchenleitung tritt mindestens einmal im Monat
zusammen. Sie ist beschlussfähig, wenn außer der oder dem
Vorsitzenden mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend
ist. Sofern besondere Verhältnisse die Einberufung oder den
Zusammentritt von mehr als der Hälfte der Mitglieder außer
der oder dem Vorsitzenden nicht möglich machen, ist die
Kirchenleitung auch beschlussfähig, wenn außer der oder
dem Vorsitzenden mehr als ein Viertel der Mitglieder anwe-
send ist.

Artikel 138

Urkunden, welche die Pommersche Evangelische Kirche
Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten
sind namens der Pommerschen Evangelischen Kirche ent-
weder von der oder dem Vorsitzenden der Kirchenleitung
oder von der Leiterin oder dem Leiter des Konsistoriums,
bei deren Verhinderung von deren Vertreterinnen oder Ver-
tretern im Amt unter Beidrückung des Siegels zu vollziehen.
Dadurch wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der
Beschlüsse festgestellt.

V. Das Konsistorium

Artikel 139

(1) Das Konsistorium führt die laufenden Geschäfte der
Pommerschen Evangelischen Kirche. Es berät und unter-
stützt die Kirchenleitung, bereitet ihre Beschlüsse vor und
führt sie aus.

(2) Es ist für alle Angelegenheiten der kirchlichen Ver-
waltung verantwortlich, die die kirchliche Ordnung nicht ei-
ner anderen Stelle überträgt, insbesondere für die Aufsicht
über die Kirchengemeinden, Kirchenkreise und kirchlichen
Amtsträgerinnen und Amtsträger.

(3) Das Konsistorium nimmt die Geschäfte der laufenden
Verwaltung der Kirchenkreise und Kirchengemeinden nach
dem geltenden Recht und entsprechend den von der Kir-
chenleitung aufgestellten Grundsätzen wahr. Das Konsisto-
rium berät und unterstützt die kirchenleitenden Organe der
Pommerschen Evangelischen Kirche sowie der Kirchen-
kreise und Kirchengemeinden.

Artikel 140

(1) Das Konsistorium handelt im Rahmen der kirchlichen
Ordnung und der von der Landessynode und der Kirchenlei-

tung ihm gegebenen Weisungen unter eigener Verantwor-
tung.

(2) Die Kirchenleitung kann sich über die Tätigkeit des
Konsistoriums jederzeit unterrichten und auf seine Maßnah-
men Einfluss nehmen. Das Konsistorium kann seinerseits in
Angelegenheiten von besonderer Bedeutung um eine Ent-
scheidung oder Weisung der Kirchenleitung nachsuchen.

(3) Struktur und Arbeitsweise des Konsistoriums unter-
liegen der Mitverantwortung der Landessynode.

Artikel 141

Das Konsistorium steht den gesamtkirchlichen Stellen für
die Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung.

Artikel 142

(1) Das Konsistorium soll die Selbstverwaltung und Initi-
ative der Kirchengemeinden und Kirchkreise auf jede Weise
zu stärken suchen.

(2) Bestimmte Aufgaben des Konsistoriums können auf
Organe und Einrichtungen der Kirchenkreise übertragen
werden.

(3) Das Nähere bestimmt die Kirchenleitung.

Artikel 143

(1) Das Konsistorium besteht aus dem Kollegium und
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Konsistoriums.

(2) Zum Kollegium gehören die Bischöfin oder der Bi-
schof, die Superintendentinnen und Superintendenten sowie
weitere, in der Regel theologische und juristische, Mitglie-
der, die von der Kirchenleitung im Haupt- und Nebenamt
berufen werden. Die Berufung erfolgt in der Regel für die
Dauer von 10 Jahren. Wiederberufung ist möglich. Das Mit-
glied kann in begründeten Fällen seinen Rücktritt erklären.
Ebenso kann die Kirchenleitung den Rücktritt nahe legen
oder erforderlichenfalls die Abberufung beschließen.

(3) Die Kirchenleitung bestellt aus den Mitgliedern des
Kollegiums (mit Ausnahme der Bischöfin oder des Bi-
schofs) in der Regel eine Juristin oder einen Juristen zur
Leiterin oder zum Leiter des Konsistoriums. Die Bestellung
der Dezernentinnen und Dezernenten bedarf der Bestäti-
gung durch die Synode. Die Vertretung der Leiterin oder
des Leiters des Konsistoriums regelt die Geschäftsordnung.

Artikel 144

Die Bischöfin oder der Bischof leitet die Sitzungen des
Kollegiums, bei deren Verhinderung die Leiterin oder der
Leiter des Konsistoriums. Die Mitglieder der Kirchenlei-
tung können an den Beratungen des Kollegiums teilnehmen.

Artikel 145

(1) Die Berufung oder Anstellung der Mitglieder des Kol-
legiums und ihr Dienst- oder Arbeitsrechtsverhältnis richten
sich nach den kirchlichen Ordnungen.

(2) Den hauptamtlichen theologischen Mitgliedern des
Kollegiums soll Gelegenheit gegeben werden, ihren Ver-
kündigungsauftrag in einer bestimmten Gemeinde wahrzu-
nehmen.

VI. Besondere Ämter und Dienststellen

Artikel 146

Die Aufgaben des Theologischen Prüfungsamtes richten
sich nach der Pfarrervorbildungsordnung. Die Leitung liegt
der Bischöfin oder dem Bischof ob, bei deren Verhinderung
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der für die theologische Ausbildung zuständigen Dezernen-
tin oder dem Dezernenten bzw. der Referentin oder dem Re-
ferenten. Die Mitglieder werden – soweit nicht in Artikel
127 Abs. 5 etwas anderes bestimmt ist – auf Vorschlag der
Bischöfin oder des Bischofs von der Kirchenleitung beru-
fen.

Artikel 147

Inwieweit zur Betreuung einzelner Arbeitsgebiete beson-
dere Ämter, Dienststellen, Arbeitskreise oder beratende
Kollegien (Kammern und Ausschüsse) einzusetzen sind, be-
stimmt die Landessynode; beratende Kollegien können auch
von der Kirchenleitung gebildet werden. Die Bischöfin oder
der Bischof trägt dafür Sorge, dass die Arbeit solcher Stel-
len im engen Einvernehmen mit der Kirchenleitung und
dem Konsistorium geschieht.

Artikel 148

entfällt.

Vierter Abschnitt

Die kirchlichen Werke

I. Werke des Gemeindedienstes

Artikel 149

(1) Die Pommersche Evangelische Kirche fördert die Ar-
beit an den verschiedenen Gruppen ihrer Glieder, insbeson-
dere an den Männern, den Frauen und der Jugend, und fasst
sie zusammen, soweit sie über den Bereich der Kirchenge-
meinden und Kirchenkreise hinausgeht und zentraler Ord-
nungen und Organe bedarf.

(2) Die für diese Arbeit bestehenden Werke, nämlich

1. das Männerwerk,

2. das Frauenwerk,

3. die Jugendarbeit

sind in Leben, Arbeit und Leitung der Pommerschen
Evangelischen Kirche einbezogen.

(3) Das Nähere über die Aufgaben und die Gestaltung
dieser Werke wird durch Kirchengesetz geregelt. Die Kir-
chenleitung kann den Werken Richtlinien für ihre Arbeit in
den Kirchenkreisen und Kirchengemeinden geben. Dabei ist
die Mitarbeit freiwilliger Kräfte zu gewährleisten.

II. Werke des diakonisch-missionarischen Dienstes

Artikel 150

Alle Glieder der Kirche sind zum Dienst am Nächsten ge-
rufen. In besonderer Weise gewinnt die helfende Liebe Ge-
stalt im Diakonat der Kirche; demgemäß sind die Werke des
diakonisch-missionarischen Dienstes Wesens- und Lebens-
äußerung der Kirche.

Artikel 151

Die Pommersche Evangelische Kirche fördert die in ih-
rem Bereich arbeitenden diakonischen Einrichtungen und
Werke ungeachtet der Rechtsform der einzelnen Werke.

Artikel 152

(1) Das Diakonische Werk – Landesverband – in der
Pommerschen Evangelischen Kirche e. V. (Diakonisches
Werk – Landesverband –) ist ein Werk der Kirche. Die im
Bereich der Pommerschen Evangelischen Kirche bestehen-
den diakonischen Einrichtungen und Arbeitszweige sollen
sich im Diakonischen Werk – Landesverband – zusammen-

schließen. Das Diakonische Werk – Landesverband –
nimmt seine Aufgaben im Rahmen einer eigenen Satzung
selbständig wahr.

(2) Das Diakonische Werk – Landesverband – steht den
Kirchengemeinden, Kirchenkreisen und der Pommerschen
Evangelischen Kirche unterstützend zur Seite.

(3) Die Zugehörigkeit der Pommerschen Evangelischen
Kirche zum Diakonischen Werk – Landesverband – wird
durch Kirchengesetz geregelt.

(4) Die Satzungen der Einrichtungen und die Ordnungen
der Arbeitszweige der Diakonie bedürfen der Bestätigung
durch das Diakonische Werk – Landesverband –. Dieses in-
formiert die Pommersche Evangelische Kirche.

III. Andere kirchliche Werke

Artikel 153

Die Pommersche Evangelische Kirche fördert im Gehor-
sam gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn die Arbeit der
Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit den Missionsge-
sellschaften. Die Missionsgesellschaften sind gehalten, vor
der Bestellung ihrer Vertretung für den Bereich der Pom-
merschen Evangelischen Kirche mit der Kirchenleitung
Fühlung zu nehmen. Nähere Bestimmungen werden im
Wege der Vereinbarung mit den Missionsgesellschaften ge-
troffen.

Artikel 154

(1) Die Pommersche Evangelische Kirche fördert die zur
Erfüllung des Dienstes an der evangelischen Diaspora be-
stehenden Einrichtungen und die anderen kirchlichen Wer-
ke.

(2) Über die Anerkennung als kirchliches Werk entschei-
det die Kirchenleitung. Die Anerkennung setzt voraus, dass
sich die Arbeit des Werkes in Bindung an Schrift und Be-
kenntnis und unter Wahrung der kirchlichen Ordnung voll-
zieht.

(3) Die anerkannten Werke haben der Kirchenleitung je-
derzeit Einblick in ihre Arbeit zu gewähren und Rechen-
schaft abzulegen. Die Berufung ihrer geistlichen Amtsträge-
rinnen und Amtsträger bedarf der Bestätigung durch das
Konsistorium.

(4) Die Kirchenleitung kann diesen Werken unter Wah-
rung ihrer sachlich erforderlichen Selbständigkeit für ihre
Arbeit und ihre Ordnung Richtlinien geben. Über die Aus-
übung geistlichen Dienstes in den Kirchengemeinden müs-
sen sich die Werke mit den örtlichen Stellen vorher verstän-
digen.

Artikel 155

Zur Herstellung einer laufenden Arbeitsverbindung der
Werke untereinander und mit dem Konsistorium und der
Kirchenleitung soll ein Amt für kirchlichen Gemeindeauf-
bau eingerichtet werden. Das Nähere bestimmt bis zum Er-
lass eines Kirchengesetzes die Kirchenleitung.

Fünfter Abschnitt

Gemeinsame und Schussbestimmungen

Artikel 156

Die Mitglieder aller kirchlichen Kollegien und Synoden
und die kirchlichen Amtsträgerinnen und Amtsträger und
Angestellten haben über alle Angelegenheiten, die amtlich zu
ihrer Kenntnis kommen und ihrer Natur nach oder infolge be-
sonderer Anordnung vertraulich sind, Verschwiegenheit zu
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beachten, auch wenn die Mitgliedschaft oder das Dienstver-
hältnis nicht mehr bestehen. Von dieser Verpflichtung kön-
nen nur das Kollegium oder die Synode, dem das Mitglied
angehört, oder die Leiterin oder der Leiter oder die oder der
Vorgesetzte der Dienststelle der kirchlichen Amtsträgerinnen
oder Amtsträger oder Angestellten befreien. Für die Pfarre-
rinnen und Pfarrer erteilt die Befreiung das Konsistorium.

Artikel 157

(1) Weigern sich die Organe der Kirchengemeinden, Ge-
meindeverbände oder der Kirchenkreise, gesetzliche Leis-
tungen, die aus dem ihrer Verwaltung unterliegenden kirch-
lichen Vermögen zu bestreiten sind, auf den Haushaltsplan
zu bringen, so ist das Konsistorium befugt, die Eintragung
in den Haushaltsplan zu bewirken und die weiter erforder-
lichen Verfügungen zu treffen.

(2) Gegen die Verfügung ist innerhalb eines Monats Be-
schwerde bei der Kirchenleitung zulässig.

Artikel 158

(1) Die vorstehende Kirchenordnung tritt am 1. Oktober
1950 in Kraft.

(2) Die geltende kirchliche Ordnung bleibt in Kraft, so-
weit sich nicht aus dieser Kirchenordnung etwas anderes er-
gibt. Das gilt auch für diejenigen Gebiete der Ordnung, für
die nach den Bestimmungen dieser Kirchenordnung neue

Ordnungen erlassen werden sollen, solange diese noch nicht
erlassen sind.

(3) Soweit im fortgeltenden Recht auf Bestimmungen
verwiesen wird, die durch die Kirchenordnung aufgehoben
sind, werden sie in Ermangelung anderer Vorschriften durch
die entsprechenden Bestimmungen der Kirchenordnung er-
setzt.

(4) Ebenso treten an die Stelle aufgehobener Organe und
Dienststellen die entsprechenden Organe und Dienststellen
der Kirchenordnung. Insbesondere treten an die Stelle der
Gemeindevertretung der Gemeindekirchenrat, an die Stelle
des Kreissynodalvorstandes der Kreiskirchenrat und an die
Stelle des Provinzialkirchenrates die Kirchenleitung.

(5) Soweit zur Durchführung oder Ergänzung dieser Kir-
chenordnung kirchengesetzliche Regelungen erfolgen sol-
len, kann bis zu deren Erlass die Kirchenleitung einstweili-
ge Bestimmungen treffen.

Die Synode hat sich in Einmütigkeit diese Kirchenord-
nung gegeben. Sie weiß sich dabei in Erkenntnis aller
menschlichen Schwachheit getragen von der Gnade Gottes.

»Dem aber, der überschwänglich tun kann über alles,
das wir bitten oder verstehen, nach der Kraft, die da in

uns wirkt, dem sei Ehre in der Gemeinde, die in 
Christus Jesus ist zu aller Zeit, von Ewigkeit zu Ewigkeit!

Amen.«

(Eph. 3, 20, 21)

Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland)

Nr. 164 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes zur Regelung der Rechtsstellung der
Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-re-
formierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) (Pfarrerdienstgesetz) vom 11.
Februar 1986 in der Fassung vom 6. Mai
2004.

Vom 28. April 2006. (GVBl. Bd. 18 S. 407)

Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Das Kirchengesetz zur Regelung der Rechtsstellung der
Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelisch-reformierten Kir-
che (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern
und Nordwestdeutschland) (Pfarrerdienstgesetz) vom 11.
Februar 1986 in der Fassung vom 6. Mai 2004 (GVBl. Bd.
18 S. 292) wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 26 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

»(1) Der Pfarrer oder die Pfarrerin ist zur unentgelt-
lichen Wahrnehmung von Zusatzaufgaben, insbesonde-
re zusätzlicher Verkündigungs-, Unterrichts-, Seelsor-
ge-, Leitungs- oder sonstiger Aufgaben, verpflichtet.
Diese Verpflichtung schließt auch solche Aufgaben ein,
die sich im Falle einer Neuordnung der pfarrdienstlichen
Zuordnung von Gemeinden ergeben.«

2. In § 38 a Abs. 7 wird der Satz 2 wie folgt neu gefasst:

»Nach Bestandskraft der Abberufung kann das Mo-
deramen der Gesamtsynode dem Pfarrer im Wartestand
oder Ruhestand die Wahrnehmung einer Pfarrstelle oder
entsprechende Aufgaben übertragen.“

Artikel II

Das Moderamen der Gesamtsynode wird ermächtigt, das
Kirchengesetz in seiner nunmehr geltenden Fassung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt neu bekannt zu machen.

Artikel III

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 2006 in Kraft.

L e e r ,  den 18. Mai 2006

Der Präses der Gesamtsynode

D u i n

Nr. 165 Kirchengesetz zur Änderung des Kirchenge-
setzes über die Ausbildung der Pfarrer und
Pfarrerinnen in der Evangelisch-reformier-
ten Kirche (Synode evangelisch-reformierter
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch-
land) (Pfarrerausbildungsordnung – PfAO –)
vom 25. Oktober 1991 in der Fassung vom 17.
November 2005.

Vom 28. April 2006. (GVBl. Bd. 18 S. 408)

Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Das Kirchengesetz über die Ausbildung der Pfarrer und
Pfarrerinnen in der Evangelisch-reformierten Kirche (Syno-
de evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nord-
westdeutschland) (Pfarrerausbildungsordnung – PfAO –)
vom 25. Oktober 1991 in der Fassung vom 17. November
2005 (GVBl. Bd. 18 S. 366) wird wie folgt geändert:
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Artikel I

1. Im Inhaltsverzeichnis wird unter Abschnitt II. zwischen
der Angabe »Folgen unzureichender Prüfungsleistungen
18« und der Angabe »Mitteilung des Prüfungsergebnis-
ses 19« die Angabe »Unterbrechung der Prüfung, Ver-
säumnis 18 a« eingefügt.

2. Es wird folgender neuer § 18 a eingefügt:

»§ 18 a

Unterbrechung der Prüfung, Versäumnis

(1) Kann die Prüfung oder ein Prüfungsteil wegen
Krankheit oder sonstiger nicht selbst zu vertretender Um-
stände nicht abgelegt werden oder eine einzelne Prü-
fungsleistung nicht erbracht werden, so ist dies in geeig-
neter Weise unverzüglich nachzuweisen. Bei Erkrankung
ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. Der Kirchenpräsi-
dent/Die Kirchenpräsidentin kann die Vorlage eines
amtsärztlichen Zeugnisses verlangen. Er/Sie entscheidet,
ob eine von dem Kandidaten oder der Kandidatin nicht zu
vertretende Verhinderung und damit eine Unterbrechung
der Prüfung vorliegt. Bei Unterbrechung wird die Prüfung
an einem von dem Kirchenpräsidenten/der Kirchenpräsi-
dentin zu bestimmenden Termin fortgesetzt. Bereits er-
brachte Prüfungsleistungen werden angerechnet.

(2) Wird ein Prüfungstermin ohne ausreichende Ent-
schuldigung nicht eingehalten oder wird eine Prüfungs-
leistung verweigert, so gilt die Prüfung als nicht bestan-
den. Die Feststellung trifft der Kirchenpräsident/die Kir-
chenpräsidentin.«

3. § 41 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Die Bestimmungen des § 16 Abs. 1 und Abs. 2, er-
ster Halbsatz, sowie des § 17 Abs. 1, 2 und 4, § 18 a und
des § 19 gelten für die zweite theologische Prüfung ent-
sprechend.«

Artikel II

Das Moderamen der Gesamtsynode wird ermächtigt, das
Kirchengesetz in seiner nunmehr geltenden Fassung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt neu bekannt zu machen.

Artikel III

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 2006 in Kraft.

L e e r ,  den 18. Mai 2006

Der Präses der Gesamtsynode

D u i n

Evangelische Kirche von Westfalen

Nr. 166 Gesetzesvertretende Verordnung zur Ände-
rung des Ausführungsgesetzes zum Diszipli-
nargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland.

Vom 18. Mai 2006. (KABl. S. 114)

Aufgrund von Artikel 120 und 144 der Kirchenord-
nung der Evangelischen Kirche von Westfalen erlässt 
die Kirchenleitung folgende gesetzesvertretende Verord-
nung:

§ 1

Änderung des Ausführungsgesetzes 
zum Disziplinargesetz

Das Ausführungsgesetz zum Disziplinargesetz der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (AGDiszG) vom 14.
November 1996 (KABl. 1996 S. 297) wird wie folgt geän-
dert:

1. § 4 Abs. 2 erhält folgende Sätze 2 und 3:

»Die Aufgaben des Disziplinarhofes nimmt der Kir-
chengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land wahr. Im Übrigen finden die entsprechenden Be-
stimmungen des Disziplinargesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland Anwendung.«

2. § 5 Abs. 2 wird gestrichen.

§ 2

In-Kraft-Treten

Diese gesetzesvertretende Verordnung tritt in Kraft am 1.
Juli 2006.

B i e l e f e l d , den 18. Mai 2006

Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung

W i n t e r h o f f K l e i n g ü n t h e r

D. Mitteilungen aus der Ökumene

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen
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F. Mitteilungen

Personalnachrichten

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers
Entlassung aus dem Dienst der Landeskirche 

und Verlust von Auftrag und Recht zur öffentlichen
Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung.

Pastor Harry Flatt-Heckert wird auf eigenen Antrag mit
Ablauf des 31. August 2006 aus dem Dienst der Landeskir-
che entlassen. Mit der Entlassung verliert Pastor Flatt-Hek-
kert Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung
und zur Sakramentsverwaltung.

H a n n o v e r ,  den 11. August 2006

Das Landeskirchenamt

Entlassung aus dem Dienst der Landeskirche

Mit Wirkung vom 1. August 2006 haben wir Frau Pasto-
rin Silke Dohrmann antragsgemäß aus dem Dienstverhältnis
zur Landeskirche entlassen.

Für den Dienst in der Ev.-ref. Kirchengemeinde Ber-
gün/Graubünden sind ihr Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung
belassen.

H a n n o v e r ,  den 31. August 2006

Das Landeskirchenamt

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens
Entlassung aus dem Pfarrerdienst

Der ehemalige Pfarrer im Wartestand Ulrich Schulze, ge-
boren am 4. Dezember 1950 in Marienberg, ist auf seinen
Antrag mit Wirkung vom 1. Juni 2006 an aus persönlichen
Gründen aus dem Dienst der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Sachsens entlassen worden. Er ist damit vom
1. Juni 2006 an nicht mehr zur öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung berechtigt.

Die vom Evangelisch-Lutherischen Landeskirchenamt
Sachsens über seine am 22. Juni 1980 vollzogene Ordina-
tion ausgestellte Urkunde hat er an das Landeskirchenamt
zurückgegeben.

D r e s d e n ,  den 25. August 2006

Das Landeskirchenamt

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt

Auslandsdienst in Indien

Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) sucht für
den Pfarrdienst in Indien mit Dienstsitz in Neu Delhi zum 
1. August 2007 für den Zeitraum von 6 Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar

mit Erfahrung in der selbständigen Führung eines Ge-
meindepfarramts, großer Einsatzbereitschaft sowie hoher
ökumenischer, seelsorgerlicher und kommunikativer Kom-
petenz.

In der Hauptstadt und Umgebung leben etwa 800
Deutschsprachige. Im gesamten Pfarramtsbereich, der auch
die Orte Kalkutta, Bombay, Dhaka (Bangladesch) und Kat-
mandu (Nepal) umfasst, sind es zurzeit etwa 3.000.

Die Deutschsprachige Protestantische Kirchengemeinde
Nordindien erwartet eine/n engagierte/n Seelsorger/in vor-
zugsweise mit Indien- bzw. Dritte-Welt-Erfahrung. Der
Pfarrer oder die Pfarrerin muss fähig sein, sowohl Einzel-
personen und Familien anzusprechen, die sich vorüberge-
hend im Ausland aufhalten, als auch solche, die dauerhaft
im Land leben. Es werden Fantasie bei der Gestaltung der
Gottesdienste, die Fähigkeit und Bereitschaft zur Erteilung

von Religionsunterricht an der Deutschen Schule sowie zur
kompetenten Begleitung sozialer und karitativer Projekte
erwartet.

Für die Seelsorge und Erwachsenenbildung sind Kennt-
nisse der religiösen Situation Indiens erforderlich.

Angesichts der schwierigen finanziellen Lage der Aus-
landsgemeinde werden weiterhin Begabung und Erfahrung
im Fund-Raising erwartet.

Sehr gute Kenntnisse der englischen Sprache werden vor-
ausgesetzt.

Die Ausschreibungs- und Informationsunterlagen bitten
wir schriftlich anzufordern beim

Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
Tel. (05 11) 27 96-235/239
Fax (05 11) 27 96-717
E-Mail paul.oppenheim@ekd.de

Bewerbungsfrist: 30. Oktober 2006 (Posteingang beim
Kirchenamt)
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